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t Jan d chäftsordnung ſei wünſchenswerth. Eine Anregung der Regierung in dieſer] daß Sie das nicht beftreiten. (R. ife rechts: Wir haben es ja ſelbſt gethan. 

0. 0 2 u 341 510 a dh ſchcung hätte eniſchieden die Folge gehabt, daß wir erwogen hätten, wie Die Verhandlung muß ferner öyfentlich fein, und veröffentlicht ak 

U eich ügs⸗ erhan 0 ungen. Abhilfe geſchaffen werden könne, theilweiſe in der uns bier vorgeſchlagenen können, damit die öffentliche Meinung ein richtiges Urtbeil und Vertrauen 

14. Sitzung vom 4. März. Richtung und ich bedauere, daß der Präſident des Reichsjuſtizamte geäußert u ihren Vertretern und der Regierung gewinne Die active und vaſſive 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Hofmann, Friedberg u. A. hat, eine derartige Remedur würde wohl kaum Anklang in dieſem Haufe | Wahlfähigteit muß ferner einer unwanv elbaren Regelung unterworfen ſein 


Die Ueberſichten der Ausgaben und Einnahmen des Reiches gefunden haben. Ich behaupte im Gegentheil, hätte die Regierung den 
für 1877/78 werden auf den Antrag des Abg. Rickert der Rechnungs⸗Com⸗ ban mir bezeichneten Weg gleich Anfangs eingeſchlagen, fo hätte fie viel 
miſſion überwieſen, worauf das Haus in die erſte Berathung des Geſetz⸗ mehr erreicht, als dies jetzt nach dieſer Vorlage möglich ſein wird. Wir 
entwurfes, betr. die Strafgewalt des Reichstages über feine verkennen nicht die Lücke unſerer Geſchäftsordnung und namentlich die ge: 
Mitglieder eintritt. fährlichen Beſtimmungen der Art. 22 und 30 unſerer Verfaſſung. Dieſe 

Staatsſecretär Friedberg: Der vorliegende Geſetzentwurf bat eine von weitgehenden Privilegien können erfahrungsmäßig in einer Weiſe miß⸗ 
der ſonſt herkömmlichen abweichenden Vorgeſchichte. Denn, obgleich ein braucht werden, die nicht zum Wohl der Nation und des Parlaments 
Reichsgeſetz, iſt er dennoch, ebe er die Schwelle dieſes Hauſes überſchreiten dient. Dieſem Mißbrauch zu begegnen, würde die Mehrheit dieſes Hauſes 
konnte, in berſchiedenen Landtagen Gegenſtand von Anträgen und Crörte: nicht von der Hand gewieſen haben. Artikel 30 geſtattet den Abgeordneten 
rungen geweſen, die ſich allerdings in den lezitimen Grenzen der Zuſtän⸗ ungeftraft Beleidigungen. Invectiven gegen Private Wee die ſich 
digkeit bewegten, inſofern fie nicht den Geſetzentwurf ſelber zur Berathung a t kein falt dieſer Mauern befinden. Glücklicher Weiſe iſt in dieſem 
ftellten, fondern nur den Landesregierungen eine Directive für ihr Votum Hauſe ein ſolcher Fal äußerſt ſelten und wenn er vorgekommen iſt, fo ber: 
im Bundesrath geben wollten. Meſſtentbeils ſprachen ſich die geſetzgeben⸗ urſachte er doch kein Bedürfniß, allzu energiſch einzuſchreiten. Wir haben 
den Gewalten dahin aus, die betreffenden Vertreter der Regierungen im aber. exit neulich im preußiſchen Abgeordnetenhauſe den Fall erlebt, daß die 
Bundesrathe möchten gegen den Geſezentwurf ſtimmen. Aber damit haben heftigsten Inpectiven gegen einen Privatmann Ir Haag worden find, 
fie indirect ein Verbict gegen den Entwurf ausgeſprochen, ehe er noch die bei welcher 1 eit der Präſident des Hauſes erklären mußte, die Ge⸗ 
verfaſſungsmäßigen Stadien durchlaufen, ja ehe noch die authentiſche Form ſchaftsordnung biete ihm nicht die Möglichkeit, eine Beleidigung eines 
den betreffenden Verſammlungen vorlag. Nachdem er nun im Bundes: Drittes, der dem Hauſe nicht angehört, zu beſeitigen und deſſen Ehre zu 
rathe ſelbſt berathen und modificirt war, ſind allerdings die Angriffe gegen ſchützen. Hiergegen ſollte Abhilfe geſchaffen werden. 5 
ihn vielfach gemildert worden und haben überall — auch in der Preſſe — n der Preſſe, welche ſich dieſer Sache auf das . bemächtigte, 
an Schärfe verloren. Aber ich kann nicht behaupten, daß die ver⸗ wurde von verſchiedenen Seiten hervorgehoben, daß eine Beleidigung, welche 
bündeten Regierungen, troß jener Beſchlüſſe der Particular ⸗Geſetz⸗ ungerechter oder leichtſinniger Weiſe in einem Parlament gegen Dritte aus: 
gebungen, troß der Stimmen in der Preſſe, von der Zuperſichtbeſeelt ſeien, geſtoßen wird, auf den fällt, der ſie ausſtößt. Damit iſt aber dem Belei⸗ 
es werde dennoch gelingen, ihn bier in dieſem Haufe zur Annahme zu digten ſebr wenig gedient. Der ihm angeheftete Makel bleibt, und die 
bringen. Gleichwohl ſind ſie dei ihrer Meinung ſtehen geblieben, daß es Mittel find ſehr gering, welche ihm zu Gebote ſtehen, um dieſen Makel ab: 
ihre Pflicht fei, trotz dieſer Beſchlüſſe der Particularſtaaten, des Verdicts der zuwaſchen. Der Troſt, daß dem in dieſer Weiſe öffentlich Beleidigten übrig 

reife und der ſonſt aufgetretenen Auffaſſungen dieſen Geſetzentwurf dem bliebe, ſich in der Preſſe J vertheidigen, iſt ſehr gering. Ein großer Theil 
aufe vorzulegen. Folgende Gründe haben hierbei dieſen nicht ſehr leichten des Publikums lieſt die Parlaments verhandlungen mit Aufmerkſamkeit und 
Entſchluß geleitet. bildet ſich dadurch ſein Urtheil. Wenn nun der Betreffende vielleicht erſt 
n den Berathungen dieſes Hauſes ſind vielfach von einzelnen Rednern nach Tagen oder Wochen von den gegen ihn in einem pe ausgeſtoßenen 
Ausſchreitungen vorgekommen, welche die Rüge des Präſidenten und den Beleidigungen Nachricht erhält, jo bleibt ihm nichts übrig, als den gelungen 
Unwillen des Hauſes gefunden haben. Es iſt doch hier, um ein Beifpiel | eine verſpätete Rechtfertigung zu übergeben. Meiſtens werden dieſe jo klein 
ſtatt vieler anzuführen, eine Aeußerung gefallen, welche von der berufenen gedruckt, daß Leute mit ſchwachen Augen bei Licht leicht über dieſelben hin⸗ 
Stelle des Präſidenten dahin bezeichnet worden iſt, ſie ſei „nahezu eine Wa doe der größte Theil des Publikums erfährt gar nicht, in welcher 
Provocation zum Aufruhr“, alſo eine Bezeichnung dafür, daß Aeußerungen Weiſe der Beleidigte ſich zu rechtfertigen im Stande war. — Ich kann mir 
ſelbſt bis zur Grenze verbrecheriſcher Aeußerung vorgeſchritten find. (Sehr] nur zwei Arten der Remedur denken, die zum Schutz Dritter gegen leicht⸗ 
richtig! rechts.) Es liegt ja der Gedanke nahe: iſt nicht durch eine Aen⸗ ſinnige oder böswillige Beleidigungen innerhalb der Parlamenie geſchaffen 
derung der Geſchäftsordnung derartigen Vorkommniſſen in Zukunft vorzu⸗ werden muß; die eine beſtände darin, den Beleidigenden hier im Hauſe zu 
beugen? Und einer der Hauptvorwürfe beſteht eben darin: „warum haben nöthigen, die Beleidigung öffentlich zurückzunehmen, oder der Präſident er⸗ 
die Regierungen es nicht dem Haufe überlaſſen, fein Hausrecht ſelbſt zu hält das Recht, ſobald Invectiven gegen Dritte im Hauſe ausgeſtoßen 
wahren, es anders zu regeln, wenn es der Aenderung bedürftig iſt? Und werden, den Redner zu unterbrechen und ihm nicht zu geſtatten, in dieſer 
warum kommen ſie von oben herunter mit einem Geſetzentwurf, der als Weiſe gegen Auswärtige vorzugehen. — Der zweite Punkt, der uns eine 
ein Eingriff in unſere autonomiſchen Befugniſſe betrachtet werden kann? Aenderung nicht nur in unſerer Geſchaftsordnung, ſondern in unſerer Ver⸗ 
Wären He überzeugt geweſen, daß es — möglich fei, die vorhandenen faſſung aufnöthigt, iſt der 2. Abſatz des Art. 22 der Verfaſſung. Der 8 4 
Mißſtände aus eigener Initiative und Autonomie zu beſeitigen, dann wäre der Vorlage behandelt dieſe Frage zu weit und zugleich nicht weit genug. 
der Vorwurf gegen die Vorlage ein berechtigter und man hätte die Initia- Es muß die Möglichkeit 1 ein, wenn hochverrätheriſche, dem öffent⸗ 
tive Ihrer Autonomie überlaſſen ſollen. Aber das, was nach der Meinung lichen Wohl gefährliche Reden in dieſem Hauſe gehalten werden, die Ver⸗ 
der Regierungen am meiſten der Remedur bedürftig war, iſt ein Punkt, den öffentlichung Nabel erſchweren. 5 
Sie aus Ihrer Autonomie nicht ändern können. Es iſt das die Beſtim⸗ Minder gefährlich iſt der Eindruck, den die öffentliche Discuſſion hinter⸗ 
mung, daß nicht nur das hier geſprochene Wort für den Sprecher unantaſt⸗ läßt, weil in derſelben die Gegenrede augenblicklich darauf folgt und das 
bar bleibt, ſondern daß auch demnächſt das geſprochene Wort, wenn es in anmefende Publikum den Geſammteindruck aufnimmt. Ganz anders iſt es, 
objectiver Geſtalt in die Preſſe übergebt, ebenſo ſacroſanct fein ſoll, wie der | wenn eine derartige Rede gedruckt unter das Publikum verbreitet und da⸗ 
Redner ſelbſt. Dieſe Beſtimmung können Sie ohne Hilfe der Geſetzgebung durch der Brandſtoff in das Volk geworfen wird. Es ift mir nicht bekannt, 
nicht ändern, ebenfo wenig liegt es in Ihrer autonomiſchen Befugniß, einen daß irgend ein Land in ſeiner Verfaſſung ſo weitgehende Privilegien beſitzt, 
Redner, der ſich gegen die Ordnung des Hauſes vergeht, länger als in der und hätten wir ſie nochmals durchzuberathen, 88 würden wir kaum den 
Sitzung, wo dies vorkommt, von dem Worte zu interdiciren. Nun 1 Art. 22 in ſeiner jetzigen Faſſung annehmen. ie in England ſollte der, 
Sie doch, in welcher Rechtslage das Haus iſt. Es kann auch das Ver⸗ welcher eine im Parlament gethane ſtaatsgefährliche Aeußerung veröffent⸗ 
brecheriſche geſprochen werden, ohne daß etwas Anderes, als die Rüge, licht, hierfür perantwortlich fein. Der Nenner ſelbſt würde bei einer ſolchen 
oder der Ordnungsruf und, wenn es hoch kommt, die Interdiction vom Beſtimmung ſich durch das Gefühl der Verantwortlichkeit beeinfluſſen laſſen. 
Wort erfolgt. — Die einzelnen Beſtimmungen der Vorlage ſind theils ſehr annehmbar, 

Das gesprochene Wort geht in die Preſſe über, ja wird von Amts wegen] theils aber fo, daß fie von keinem Parlamente augenommen werden 
durch die ſtenographiſchen Berichte in der ganzen Nation verbreitet, und könnten. Die nach § 2 zu bildende Commiſſion würde nicht, wie andere 
nun denken Sie an die ſchlichten Rechtsanſichten des gemeinen Mannes! techniſche Commiſſionen, ſondern gerade bei bewegten Zeiten nach Partei: 
Der wird ſich ſagen: Das iſt doch ein wunderbarer Zustand, daß etwas, rückſichten gewählt werden und nur ein Ausdruck der Majorität ſein. Sie 
was jedem Andern eine criminalrechtliche Verfolgung zuzöge, nicht nur in] wäre ein arlament erſter Klaſſe gegenüber dem Parlament zweiter Klaſſe, 
der Perſon des Redners ungerügt bleiben muß, ſondern daß nun auch das und die große Mehrheit des Reichstages wird ſich gewiß lieber dem Urtbeil 
objective Erzeugniß, das gedruckte Wort, von jeder Verfolgung frei bleiben des: Präſidenten unterwerfen, als dieſem oberſten Gerichtshof. Die Aus: 
muß. Es iſt ja noch nicht lange her, daß wir unter Ihrer Zuſtimmung ſchließung des Mitgliedes bis zum Ende der Legislaturperiode ($ 3 der 
einen Geſetzentwurf zu Stande gebracht haben, der gewiſſe Preßerzeugniſſe Vorlage) iſt eine jo weitgehende Beſtimmung, daß kaum darauf eingegangen 
verbietet; da lag doch wohl die Vetrachtung nahe, ob es mit ihm wirklich] werden kann. Auch iſt über die weitere Vertretung des Wahllreiſes nichts 
quadrirt, wenn das außen geſprochene und in die Preſſe übergegangene Wort beſtimmt, und man kaun ihm die Vertretung doch nicht fung entziehen. In 
ſofort unterdrückt wird, während es, wenn von dieſer Stelle aus geſprochen Amerika ſchloß das Parlament zu Anfang des Seceſſionskrieges häufig 
und in die Preſſe übergegangen, von jeder Verfolgung frei fein ſoll. Sie] Mitglieder für die Dauer der Legislaturperſode aus, um entſprechende Ab⸗ 
werden die Erwägungen anerkennen müſſen, welche dazu führten, Ihnen | ftimmungen herbeizuführen. Aber ein ſolches dietatoriſches Verfahren des 
durch die Vorlage dieſes Entwurfes das legitime Mittel zu geben, einen Parlaments wird bei uns hoffentlich nie möglich fein. Zur zeitigen Aus: 
ſolchen Juſtand abzuändern, und zwar aut dem Wege der Geſetzgebung, ſchließung eines Mitgliedes, über deren 5 ich das Urtheil er⸗ 
weil Sie ihn im Wege der Autonomie nicht ändern können, auch wenn der jahreneren Leuten überlaſſe, bietet Art. 27 der Verfaſſung die Handhabe, 
Wille dazu vorhanden wäre. Auch jetzt, wo die Hoffnung, daß dieſer Ge⸗ ſofern der Reichstag ihn nur in dieſem Sinne interpretirt. 
ſetzentwurf zu Stande kommen werde, 10 ganz geſchwunden iſt, iſt noch! Gegen die in den SS 6 und 7 ausgeſprochene Souveränität der Com⸗ 
immer der Schritt, den die Regierung gethan hat, ein berechtigter und ver⸗ miffton hinſichtlich der Strafen kann man nach § 3 im Falle der Aus⸗ 
dient namentlich nicht den Vorwurf, als ob man damit in die Prärogatibe age binnen 8 Tagen den Spruch des ganzen Hauſes herbeiführen. 
des Präſidenten oder in die Autonomie dieſes Hauſes habe eingreifen aſſelbe wird aber hier an Parteilichkeit hinter der Commiſſion gewiß nicht 
wollen. Man glaubte einen richtigen Schritt zum Beſſeren zu thun, wenn mehr zurückſtehen, als in leichteren Fällen. Ich würde deshalb wenigſtens 
man durch die Vorlage die Möglichkeit gab, die, wie ich glaube, ungenü⸗ eine % Majorität des Hauſes verlangen, damit auch die Minorität event. 

end abgemeſſene Prärogative des Präfidenten zu ſtärken und dem Haufe | zum Ausdruck komme. Der § 8 legt dem Präſidenten eine unerträgliche 
felbſt eine Jurisdictionsgewalt über feine Mitglieder einzuräumen. Laſt auf. Wenn bei einer erregten Debatte das Wort hin und her fliegt, 

Daß in einer ſolchen Erweiterung der Jurisdictionsgewalt des Haufe, ſo daß es dem Präſidenten ſchon ſchwer fällt der Discuſſion zu folgen, wie 
in einer ja en Verſtärkung der Präſidialgewalt ein Attentat gegen das fel er da erkennen, ob eine Aeußerung ſtaatsgefährlich iſt; und in dem⸗ 

aus ſelbſt liege, iſt ein Vorwurf, der zwar vielfach gedruckt und ausge⸗ elben Moment den Redner unterbrechen und der Journaliſtentribüne zu⸗ 
prochen, aber jedenfalls nicht berechtigt iſt. Noch jetzt halte ich es 5 rufen: Sie dürfen die eben gehörten Worte nicht in die Welt hinausgehen 
i t 


und darf nicht auf Grund einer vielleicht nur unbedachten Aeußerung be⸗ 
ſchränkt werden. Man beruft ſich auf Engbend, aber nach einem Ausſpruch 
Mayp's hat kein Parlament das Recht, einen Grund der Wahlunfähigkeit zu 
ſchaffen, der vom Geſetz nicht als ſolcher aufgeſcellt wird. Es wäre ein uns 
erhörtes Schauſpiel, wenn wir dieſe Rechte, die man uns gewähren müßte, 
wenn wir fie nicht ſchon hätten, freiwillig preisgeben wollten. Ueber die 
Gefahren, welche der jetzige Zuſtand unſerer Geſchäftsordnung für die Kreiſe 
außerhalb des Reichstages haben ſoll, enthalten die Motive zu dem Geſetz 
nur allgemeine Betrachtungen, keine greifbaren Tbatſachen. Jede Freiheit 
kann mißbraucht werden. Da aber das Privilegium der Redefreiheit und 
Veröffentlichung der Verhandlungen in dem Repräſentativſyſtem begründet 
iſt, dann bleibt, falls die Regierung ſich wirklich der einzelnen Aeußerung 
gegenüber zu ſchwach fühlt, oder von den Vertretern des Volkes nicht die 
gebührende Wahrnehmung ihrer Pflichten zu erwarten iſt, nichts Anderes 
übrig, als die Verfaſſung abzuſchaffen. Aber ſo lange ſie beſteht, müſſen 
ſelbſt die, welche an ihrem Werthe zweifeln, die vollen Conſequenzen aus 
3 ziehen, damit das Land ſich von der Verwerflichkeit der Verfaſſung 
erzeuge. 

Bis jetzt hat im deutſchen Reichstag die Redefreiheit nicht ſo großen 
Mißbrauch erfahren und ſo große Gefahren erzeugt, wie die Regierung es 
befürchtet. Sind auch einzelne Aeußerungen gefallen, die nach einer ge⸗ 
wiſſen Auffaſſung bedauerlich erſcheinen, ſo haben wir doch Manches ebenſo 
tief zu bedauern, was wir vom Bundesrathstiſche hören mußten. Die Mit⸗ 
glieder des Bundesraths werden aber durch das Geſetz nicht berührt. Die 
bisherige ne und Disciplin war bisher ausreichend, um in 
allen Fällen Remedur zu ſchaffen, und war ſie es nicht, fo wird ſie bei 
richtiger Auffaſſung die Mittel geben. Schon durch das Gefühl der Ver⸗ 
antwortlichkeit und das Rechtsgefübl wird dem Redner eine naturgemäße 
innere Schranke in der Ausübung ſeines Rechtes auferlegt. Geht aber ein. 
Redner in der Erregung oder in Folge extravaganter politiſcher oder ſo⸗ 
cialer Anſichten zu weit, ſo findet er die äußeren Schranken in dem Ord⸗ 
nungsruf des Präſidenten, der Entziehung des Wortes, die ja ſchnell genug 
vorgenommen werden kann, um eine Ausbeutung der Redefreiheit zu agi⸗ 
tatoriſchen Zwecken zu verhindern, vor Allem aber in dem Unwillen und 
dem Widerſpruch des ganzen Hauſes. Dieſe Remedur bildet zugleich die 
beſte Stütze der Regierung gegen unmäßige Angriffe. Die Ausſchreitung 
iſt aber auch an ſich kein grobe Unheil; denn ſie ſchädigt, wie der Abg. 
v. Kardorff im Jahre 1868 oder 1869 ſchlagend bewies, am meiſten den 
Redner ſelbſt, ſeine Partei und die Sache, die er vertritt; der Regierung 
aber nützt ſie, indem ſie ihr zeigt, wo ſolche de weit gehenden Anſichten im 
Lande vorhanden find. Die Redefreiheit aber bildet das Ventil, durch 
welches ſolche im Lande verbreiteten Anſichten ſich Luft ſchaffen und an 
ihrer Schärfe verlieren, indem ſie ihre Widerlegung finden. Nehmen wir 
aber das Geſetz an, ſo wird natürlich auch kein Gegenredner auf die ver⸗ 
botene Aeußerung mehr eingehen und im Lande wird ſtatt der Klärung 
der Auffaſſungen Argwohn und Mißtrauen verbreitet. Iſt aber die Ma⸗ 
jorität ſelbſt jener excen riſchen Auffaſſung, jo nützt das eſetz nichts, denn 
Acht er die Commiſſion, welche die Strafgewalt ausüben ſoll, derſelben 

nſicht fein. 

Die Repräſentativ⸗Verfaſſung ſetzt allerdings eine höhere Stufe der 
Cultur voraus, und wir ſind hoffentlich nicht in den letzten neun Jahren 
von dieſer Höhe fo berabgeſunken, daß wir die erhaltenen Rechte und Frei⸗ 
. nicht vertragen könnten. Was nun die im Hauſe geſchehenen Be⸗ 
eidigungen von außerhalb ſtehenden Privatperſonen betrifft, ſo wird den 
betreffenden Redner wohl das Rechtsgefühl bewegen, das, was er in der 
Erregtheit geſagt, zu widerrufen; anderenfalls wird der Beleidigte ein an⸗ 
deres Mitglied des Reichstages finden, das ihn vertheidigt. Immer aber 
iſt die öffentliche Widerlegung ungerechter Angriffe nur möglich, wenn auch 
dieſe veröffentlicht werden. Die Gefahr iſt alſo nicht fo groß und die Vor⸗ 
lage der Regierung entſpringt nur einer übertriebenen Angſt und vorüber⸗ 
ben Aerger. Sie läßt ein Gefühl der Schwäche bei der Regierung 
vermuthen. Die Motive enthalten nur ſchwache Gründe, die nicht einmal 
von allen dort citirten Rechtslehrern getheilt werden. Ebenſo verfehlt ift 
die Bezugnahme auf andere Länder. Die in Baiern und Sachſen einſt 
eingeführten Beſchränkungen ſind längſt antiquirt und durch die deutſche 
Reichsverfaſſung aufgehoben. Die Fut bei uns laſſen ſich ferner ab⸗ 
ſolut nicht vergleichen mit denen Frankreichs, Amerilas und namentlich 
Englands. Das engliſche Parlament führt in ſeiner Majorität die Re⸗ 
gierung, einen richterlichen Charakter und eine hundertjährige Geſchichte- 
Die Vorlage iſt aber im Einzelnen noch verderblicher, als in ihrem Princip. 
Das Wort „Ungebühr“ enthält keine juriſtiſche Definition; man kann aljo 
den objectiven Thatbeſtand, auf Grund deſſen fo ſchwere Folgen, wie die 
Ausſchließung vom Amte, verhängt werden ſollen, nicht fixiren. Die Aus⸗ 
legung dieſes Wortes kann nur vom Parteiſtandpunkt aus erfolgen. 

Da aber ſchon jetzt bei der Präſidentenwahl auf die numeriſche Stärke 
der Parteien nicht Rückſicht genommen wird, ſo wird nach Annahme des 
Geſezes das Präſidium und die Zehner⸗Commiſſion immer aus der Ma⸗ 
jorität des Hauſes hervorgehen. Dieſe Zehner⸗Commiſſion erinnert an den 
Rath der Zehn in Venedig, der, wenn er den Angeklagten, was ſelten 
geſchah, freiſprach, in unhöflichem Tone zu ihm ſagte: Was willſt du hier? 
Mach dich fort! Unſere Commiſſion würde ſo ſprechen, wenn ſie verur⸗ 
theilte. Beſſer wäre es noch, die Strafgewalt dem Präſidenten allein zu 
übertragen, dann ſtehen wir dem Gewiſſen eines Mannes gegenüber, wäh⸗ 
rend fi bei Majoritäten die Gewiſſensauffaſſung verflüchtigt. Das Ma⸗ 
joritätsgericht würde jede Minorität mundtodt von: und doch liegt gerade 
in dem Schutze der Minorität der Segen der, Verfaſſung, da nur durch die 
Reibung der Parteien das Richtige für das Wohl des Vaterlandes gefun⸗ 
den wird. Die Ausführung des Geſetzes wäre aber für den Präſidenten 
unmöglich. Er kann von vornherein nicht wiſſen, ob ein Angriff, der ge⸗ 
macht wird, gerechtfertigt oder ungerechtfertigt iſt, ebenſowenig, ob die Com⸗ 
miſſion darin eine Ungebühr erblicken wird oder nicht. Er müßte alſo, um 
nicht mit dem Geſetz und der Commiſſion in Colliſton zu gerathen, aeg 
Angriff verbieten. Der Präſident, der die Verhandlungen objectiv leiten 
foll, würde alſo zum größten Tyrannen. (Heiterkeit) Ich bitte alſo, das 
Geſetz a limine tg In Deutſchland hat von jeher jede Corporation 
mit Eiferſucht ihre Rechte gewahrt, nicht um dem Staate entgegenzutreten, 
ſondern weil ihre Keen die beſte Stütze des Staates iſt. Im Fahrer 448 
rief ein Leipziger Profeſſor dem Herzog von Sachſen, der in die Statuten 
der Univerſität eingreifen wollte, zu: In unſere Rechte und Freiheiten hat 
ſich kein Kaiſer und kein König einzumiſchen; die Univerſität regiert ich 
ſelbſt und verbeſſert Ihe Statuten. 7 hoffe, analog dieſer Auffaſſung 
wird der Reichstag verfahren. (Beifall.) J 

Abg. v. Helldorff: Es iſt N den Dingen klar ins Geſicht zu ſehen 
und es deutlich zu 1 daß das Verhältniß zur Socialdemokratie dieſen 
Geſetzentwurf veranlaßt hat, wenn auch in den elben and in den Motiven 
von ihr mit keinem Worte die Rede iſt. Wir Alle wiſſen und fühlen das 
und das ganze Volk draußen bemißt ſeine Stellung dazu — ich gebe es 
zu — kurzſichtig nach dieſem Geſichtspunkt Der in den Motiven erwähn⸗ 
ten Möglichkeit von Ehrverletzungen meſſe ich eine außerordentlich hohe, ja 
größere Bedeutung bei, als vorausſichtlich die öffentliche Meinung. Aber 
die Hauptſache bleibt zunächſt jener erſte Anlaß, und wir haben uns mit 
Recht zu fragen: iſt wirklich eine Gefahr, ein Bedürfniß nach dieſer Rich⸗ 
tung hin vorhanden? Glauben Sie, daß wir die Socialdemokratie durch 
das Socialiſtengeſetz todt gemacht haben, daß fie es nicht möglich machen 
kann, ihre Agitaton im Reichstag, geitübt auf die Privilegien des Reichs⸗ 
tags, en Hier liegen wirklich öffentliche Intereſſen und eine 
öffentliche Gefahr vor. Aber Niemand iſt weiter davon entfernt als id, 
Ihnen etwa zuzumuthen, daß wir hier auf dieſem Gebiet ein Geſetz gegen 
ſocialdemokratiſche Abgeordnete machen ſollen. Nein; nur auf dem Boden 
des gemeinen Rechts können und dürfen wir helfen. Ich theile nicht die 
Bedenken des Vorredners, der meint, es handle ſich darum, durch die Vers 


ö laſſen! Nur bei Ausſchluß der Oeffentlichkeit, wie er in England in ähn⸗ 
lichen Fallen ftattfindet, könnte der Präſident die Befugniſſe des § 8 aus. 
üben, ſonſt iſt ſein Sitz kein Ehrenſitz, ſondern ein Marterſiß, wie er es ſetzt 
ſchon zuweilen ſein kann. Der N Geſetzentwurf ist alſo der Ber: 
änderung fähig und bedürftig. Meine Partei iſt der Anſicht, daß in un 
ſerer Geſchäftsordnung Abhilfe geſchaffen werden ſoll. Der Reichskanzler⸗ 
amtspräſident meint, wir könnten den Gefahren der Art. 22 und 30 der 
Verfaſſung aus eigener Initiative nicht vorbeugen. Ich meine, da wir das 
Recht der Geſetzgebung haben, jo könnten wir auch ſelbſtſtändig einen ſolchen 
Geſetzentwurſ einbringen. Wir halten daran feſt, daß das freie Wort in 
dieſem Hauſe, ſo lange es ſich im Rahmen des Anſtandes bewegt, geſchützt 
werden foll; een in der Geſchäftsordnung aber, welche geeignet 
find, Gefahren für das Gemeinwohl zu beſeitigen, und die Ehre Dritter zu 
ſchützen, befördern die freie Discuſſion und gereichen der Natien und dem 
Hauſe zur Ebre. Wir werden Ihnen daher in der zweiten Leſung eine 
Reſolution vorſchlagen, welche den beregten Uebelſtänden entgegentritt. 
Verſchiedene Mitglieder meiner Fraction halten die Ueberweiſung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs an eine Commiſſion für zweckentſprechender. Ich hoffe aber, 
Sie werden die Refolution obſectiv und ernſtlich prüfen, und einſehen, daß 
man jetzt die Maßnahmen treffen muß, welche ſowohl die Redefreiheit in 
dieſem Hauſe verbürgen, als auch das Vaterland vor der Gefahr ſchützen, 
die von der Ttibüne ausgehen kann. (Beifall rechts.) 

Abg. Freiherr v. Heeremann: Nachdem die Vorlage in den Einzel: 
landtagen, der Preſſe und der öffentlichen Meinung eine ſo ſcharfe Ver⸗ 
urtheilung erfahren, glaubte ich, ſie werde im Schoße des Bundesrathes 
ſelig entſchlafen; leider iſt ſie aber, wenn auch etwas verändert, bis vor 
dieſes Haus gelangt. Sie iſt nicht fo harmlos, wie ſie äußerlich ſcheint, 
55 greift tief in unſer Verfaſſungsleben ein. Die Vertretung des 

olles bedarf zur Erfüllung ihrer Aufgaben des freien Wortes. Der Einzelne 
muß die Regierung und Vet die Perſon des Ministers, ſelbſtverſtändlich 
in anſtändiger Form angreifen dürfen. (Hört! Rechts.) Ich hoffe doch, 


ür unmöglich, daß namentlich, wenn es gelingen ſollte, den Entwurf ni 
a limine zurückzuweiſen, ſondern in einer Commiſſion zu berathen, wir zu 
einem Ausgange gelangen würden, der vielleicht alle Theile befriedigt. 
Wird der Geſetzentwurf einfach abgelehnt, ohne daß etwas Anderes an 
Im Stelle tritt, dann darf ich wohl den Wunſch ausſprechen, daß die 
erneren Verhandlungen ſich ſo geſtalten mögen, daß ſie nicht die Erinne⸗ 
rung an dieſe Vorlage wachrufen und mit der Erinnerung das Bedauern 
dag daß die 6 nicht zu Stande gekommen it. (Beifall rechts.) 
bg. Fürſt Hohenlohe⸗Langenburg: Ich kann nicht umhin, mein leb⸗ 
aftes Bedauern darüber auszuſprechen, daß der Herr Reichskanzler den 
eg der Geſetzgebung betreten hat, um dem Reichstag eine höhere Straf: 
gewalt über ſeine Mitglieder zu verſchaffen. Entſprechender wäre es ge⸗ 
weſen, wenn er verſucht hätte, eine Seritänbigung mit den Mitgliedern des 
Reichstages herbeizuführen (Sehr richtig! links), die geeignet geweſen wäre, 
aus der Mitte des Hauses artäläge zu machen, die wenigſtens theilweiſe 
den Abſichten und dem Zweck entſprechen, welche die Vorlage verfolgt. 
Art. 27 unſerer Verfaſſung wahrt dem Reichstage in präciſeſter Form ſein 
Hausrecht und kein Parlament der Welt wird ſich an dieſes Hausrecht 
taſten laſſen. (Sehr richtig! links.) Mit Eiferſucht wird es über dieſes 
Recht wachen, gleich wie der Privatmann ſtets das als fein höchſtes Recht 
anſieht, Herr in feinem Haufe, zu fein. Im Hinblick hierauf mußte es 
ſchmerzlich berühren, daß von Seiten des Reichskanzleramts in dieſer Weiſe 
vorgegangen worden iſt und daß man nicht verſucht hat, im Einverſtänd⸗ 
alle mit dem Reichstage die Schäden zu befeitigen, die eine zu lare Form 
unſerer 8 0 8 in ſich birgt. Der Herr Präſident des Reichs- 
juſtizamts hat uns ſoeben auseinandergeſetzt, die Regierungen hätten wenig 
Zuverſicht auf Annahme diefer Vorlage ſeitens des Reichstages. Sie haben 
alſo auch gefühlt, daß es entſprechender geweſen wäre, dem Reichstag die 
Initiative zu überlaſſen. (Sehr richtig! \ HL 

Nach unſeren Erfahrungen in leßter Zeit find viele Mitglieder dieſes 
Hauſes von der Ueberzeugung durchdrungen, eine Remedur unſerer Ge⸗ 


faſſung verbürgte gg der Nation und des Reichstages zu befeitigen. 
Es handelt ſich nicht um unter Kämpfen erwachſene grundlegende Verfaſ⸗ 
ſungsbeſtimmungen, ſondern um die Paragraphen, mit denen wir mehr 
oder weniger aus theoretiſchen Erwägungen, zum Theil fremde Muſter copi⸗ 
rend, diese Rechtsverhältniſſe formulirt haben. Jetzt tritt an uns die hoch⸗ 
wichtige Aufgabe, dieſe Formulirung an den praktiſchen Verhältniſſen zu 
prüfen und ſie richtig zu geſtalten. . 
Wir haben gewiß Alle das größte Intereſſe daran, auf das Sorgfältigſte 
diejenigen Attribute zu wahren, die wir haben müſſen, um unſeren Beruf 
als Geſetzgeber zu üben, aber das darf uns nicht abhalten, in eine kühle, 
ſachliche Erwägung einzutreten. Der Geſetzentwurf bringt neben einander 
Beſtimmungen, die auf dem Gebiete der parlamentariſchen Disciplin liegen 
und ſolche, die das geltende Recht ändern, die alſo nur durch Geſetz ge⸗ 
troffen werden können. Es behandelt zwei ſachlich verſchiedene, ſorgfältig 
zu ſcheidende Materien: einmal die Unverantwortlichkeit des Abgeordneten 
für ſeine Reden, für ſein Verhalten im Reichstage und andererſeits das 
objective Privileg, welches den Berichten über die Reichstagsverhandlungen 
beigelegt iſt. Die Unperantwortlichleit der Abgeordneten iſt ein nothwen⸗ 
diger Ausfluß ihres Berufes und jede Aeußerung, die im Berufe gethan 
worden, iſt ſchon an ſich ſtraflos. Aber trotzdem muß dieſe Straffreiheit 
ausdrücklich zugeſichert werden, um die Unbefangenheit der Meinungs⸗ 
äußerung ſicher zu ſtellen gegenüber unſerer eigenen Schwäche und Zag⸗ 
haftigkeit, und um den Mantel der Liebe über die Exceſſe zu decken, die bei 
der Berufsäußerung unterlaufen können. Es handelt ſich aber auch um 


die Möglichkeit wirklich ſtrafbarer Handlungen, die mit dem Worte an dieſer 


Stelle geübt werden: Majeftätsbeleivigung, Aufforderung zum Aufruhr, 5 
Haß und Verachtung zwiſchen den verſchiedenen Klaſſen der Geſellſchaft, 
Untergrabung der Autorität im Staate und Ehrverletzung gegen Einzelne. 
115 ſolche Dinge kann und darf Strafloſigkeit nicht ſtatuirt werden. Nun 
in ich weit entfernt, zu glauben, daß wir die Befugniſſe, das Strafrecht 
über dieſe Dinge zu üben, aus der Hand geben dürfen: die Rüge, die 
Sühne, die in ſolchen Fällen gegen einen Abgeordneten eintreten muß, der 
ſeinen Beruf mißbraucht hat, muß ein Internum des Hauſes bleiben. Es 
kommt darauf an, zu prüfen, ob unſere gegenwärtige Geſchäftsordnung den 
Anforderungen in dieſer Beziehung genügt, und das müſſen wir alle ver⸗ 
neinen. Dem doloſen Mißbrauch des Berufs gegenüber genügt der Ord⸗ 
nungsruf des Präſtdenten und die Entziehung des Wortes nicht, da ſollten 
wir bis zu einer zeitweiſen Ausſchließung eines ſolchen Abgeordneten gehen. 
Wem iſt das ſachliche Privilegium zu der objectiven Straffreiheit der 
Berichte aus dem Reichstage eigentlich gewährt? Nicht den Abgeordneten, 
ſondern es iſt die Geſammiſumme der Staatsbürger, welche Anſpruch darauf 
haben, von den Verhandlungen des Reichstages volle Kenntniß zu erhalten. 
Dieſe Oeffentlichkeit unſerer Verhandlungen hat einen großen Werth für die 
letzteren ſelbſt: ſie erhält einen lebendigen, geiſtigen Verkehr zwiſchen uns 
und den Wählern, ſie führt dem Reichstage geiſtige Nahrung zu, die ebenſo 
auf die Bepölkerung zurückſtrömt. Aber dieſe Oeffentlichkeit muß auch eine 
naturgemäße Begrenzung haben, und die geben wir ihr ja ſchon praktiſch. 


Schon jetzt ſchließen wir erhebliche Gebiete der Thätigkeit dieſes großen Orga⸗ 


nismus von der Oeffentlichkeit aus: die inneren Verhandlungen der Frac⸗ 
tionen, Abtheilungen und Commiſſionen. In der letzten Zeit iſt es aller⸗ 
dings Sitte geworden, daß aus den Commiſſionen des Hauſes Berichte an 
die Zeitungen kommen, in denen ſogar die Reden und Abſtimmungen der 
einzelnen Commiſſions⸗Mitglieder mitgetheilt ſind. Nach meiner Meinung 
iſt dieſes Verfahren ein den Reichstag ſchädigender Brauch (Hört! Hört!), 
unter dem der nothwendige vertrauliche Charakter der Berathungen leidet. 
Das Publikum hat entſchieden Anſpruch darauf, über die Verhandlungen 
wahrheitsgetreu unterrichtet zu werden, einen Anſpruch auf Mittheilung 
von etwaigen ſtrafbaren Vorgängen und Aeußerungen, die wir durch unſere 
Disciplin rügen müſſen, können wir nie zugeſtehen. Wenn wir unbefangen 
0 wie weit wir durch unſeren jetzigen Zuſtand dem Bedürfniſſe des 
ublikums nach Belehrung über unſere Verhandlungen entgegenkommen, 
jo müſſen wir viele und ſchwere Mißſtände anerkennen. Die größten deut: 
ſchen e bringen lediglich die Reden ihrer Partei nach dem ſteno⸗ 
raphiſchen Bericht, alle übrigen nur auszugsweiſe und die kleinen Blätter 
755 ſämmtlich nur Auszüge aus den Verhandlungen, von denen ein 
großer Theil tendenziös entſtellt iſt. Die praktiſchen Engländer haben auf 
die Erhaltung der Freiheit der Berathung ſelbſt das Hauptgewicht gelegt, 
dagegen halten ſie an dem Gedanken feſt, daß Derjenige, der publicirt, für 
das verantwortlich iſt, was publicirt wird. ER 

Das Sollte doch zu der Erwägung Anlaß geben, ob derartige Einr ich⸗ 
tungen nicht recht wohl dem praktiſchen Bedürfniß entſprechen könnten. Das 
Privileg der Oeffentlichkeit für die Verhandlungen iſt ja eigentlich ein Pri⸗ 
vileg der Preſſe und gerade in ſeiner Combination mit den möglichen Aus⸗ 
ſchreitungen bis zur Grenze des Strafbaren und über die Grenze hinaus 
liegt die Gefahr und der Punkt, in dem eine Aenderung eintreten muß. 
Von der Rednertribüne des Reichstages hat die Oeffentlichkeit das meiſte 
Gewicht, das hier geſprochene Wort geht durch die geſammte Preſſe, und 
gerade, wenn es ſich um einen Scandal und um beſonders ſcharfe Aeuße⸗ 
rungen handelt, verſäumt es die Preſſe nie, dies nach außen mitzutheilen; 
eine vernichtendere Ehrverletzung iſt nicht denkbar, als wenn ſie an dieſer 
Stelle ausgeſprochen wird. (Sehr wahr!) Es iſt dagegen geltend gemacht 
worden, daß in der Oeffentlichkeit ſelbſt eine Correctur liege. Eine Correctur 
für derartige Dinge iſt hier im Hauſe möglich; wir hier empfinden den Un⸗ 
willen des Hauſes, ein Exceß fällt auf die Partei zurück, welche ihn duldet. 
Aber der Mann der draußen die Rede des ſocialdemokratiſchen Abgeordneten 
lieſt, lieſt nicht mit derſelben Andacht die Widerlegung, die in dem anderen 
Blatte ſteht. Der oft gehörte Satz: „Der Unſinn iſt unſchädlich, wenn er 
von den Dächern gepredigt wird“ iſt reine Theorie. Das Wachsthum der 
Socialdemokratie wäre nicht möglich, wenn ſich der Unſinn von ſelbſt wider⸗ 
legte. (Sehr richtig! rechts.) Ich glaube, daß die große Maſſe des Volkes 
die Abhilfe auf dieſem Gebiete, die ich für nothwendig halte, entſchieden 
fordert. Bei dem jetzigen Zuſtande iſt es möglich, daß das, was der ge⸗ 
meine Mann draußen nicht ſagen darf, was der Reichstagsabgeordnete 
ohne Rüge nicht ſagen darf, ſtraflos publicirt werden kann, etwas, was der 
ſchlichte Verſtand des Volkes nie begreift. (Sehr richtig! rechts.) Wir 
halten alſo den Gedanken der Vorlage im Ganzen für richtig, gegen die 
einzelnen Punkte laſſen ſich ja mancherlei Zweifel erheben. ; 

Es wird nun der Regierung zum Vorwurf gemacht, daß ſie einen Geſetz⸗ 
entwurf bringt, der in die Disciplinarverhältniſſe des Reichstages, die er 
verfaſſungsmäßig ſelbſtſtändig zu regeln hat, eingreift. Aber die Ordnung 
dieſes Verhältniſſes iſt doch ohne Geſetz nicht möglich, ich kann alſo die 


Schuld der Regierung, dieſen Gedanken in das Haus geworfen zu haben, 
nicht ſo hoch anrechnen. 


ch begreife nicht, wie man auf dem Standpunkt 
ſtehen kann, daß man ſachlich für den Entwurf ſpricht und nachher ſagt, 
wir müſſen ihn ablehnen, und doch daſſelbe von uns beantragen. Das 
entſpricht nicht meiner Anſicht von der Würde des Reichstages, ich halte es 
für nöthig, daß wir hier, wo wir doch zu einem ſehr großen Theil das Be⸗ 
dürfniß einer Aenderung anerkennen, an die Verathung berantreten müſſen 
und zwar in einer Commiſſion. (Sehr richtig! rechts.) zweifle ſogar 
nicht, daß es bei gutem Willen möglich ſein wird, in ihr den Weg zu finden, 
auf dem wir auch dieſe Bedenken der Dignität überwinden und der Sache 
den richtigen Ausdruck geben können. In d auf die Unterſagung der 
Publication wird der praktiſche Punkt in den Vordergrund der Erwägung 
treten müſſen. Die Preſſe hat ein Intereſſe daran, daß mindeſtens bis zu 
einem beſtimmt zu präciſirenden Moment eine derartige Unterſagung aus: 
geſprochen iſt. Vor allen Dingen muß man bedenken, daß es ſich hier nicht 
um die Unterſagung der Publication in untergeordneten Fällen handelt, 
ſondern in Fällen, wo der Mißbrauch der Berufsäußerung in Frage kommt 
und da wird es der Präciſirung der Strafbarkeit nicht bedürfen. Die Be⸗ 


fürchtung, daß eine Verfolgung dieſes Weges dahin führen könnte, daß die] . 


Minorität durch den Parteiterrorismus mundtodt gemacht wird, kann ich 
nicht theilen. Ich halte es für unmöglich, daß jemals das Rechtsgefühl in 
einer ſolchen Verſammlung, wie die iſt, in der wir uns befinden, ſo er⸗ 
ſtorben ſein könnte, daß wir nicht mehr zu unterſcheiden wiſſen zwiſchen 
einem Exceß in berufsmäßiger Thätigkeit und einem Mißbrauch des Berufs 
zu einer ſtrafharen Handlung. (Sehr richtig! rechts.) Dann wäre über: 
haupt u Parlamentarismus und unſer öffentliches Leben keinen Pfiffer⸗ 
ling werth. Es wird dem Anſehen des Reichstages keinen Schaden thun, 
wenn er mit en und Ernſt über die Würde feiner Verhandlungen 
und den richtigen Gebrauch der uns zuſtehenden Rechte wacht. Wir müſſen 
einen Zuſtand beſeitigen, der dem Rechtsbewußtſein des Volkes widerſpricht, 
der wirkliche Verletzungen deſſelben und des Rechtes möglich macht. Damit 
thun wir lediglich unſere Pflicht als berufene Hüter der Rechtsordnung. 
ene (Im Laufe der folgenden Rede des Abg. Lasker tritt Fürſt 
ismarck ein. 

Abg. Lasker: Ich will die Regierung zunächſt nur in einem Punkte 
beruhigen. Ein Vorredner hat dieſe Vorlage auch deshalb für einen Miß⸗ 
Fal der Regierung erklärt, weil für ſie jetzt viel ſchwerer Zugeſtändniſſe in 

etreff der Nebilion der nene e in ihrem Sinne zu erreichen 
ſein würden, als dies ohne dieſe Vorlage der Fall geweſen ſein würde. Ich 
15 dieſe Befürchtung von mir zurück, ich verhandele nicht unter Empfind⸗ 
lichkeiten. Wenn mir auch ſolche bei dieſer Vorlage aufgeſtiegen find, gerade 
ſo wie einem ſehr großen Theile des Volkes, der einen nicht anſtändigen 


Namen für dieſelbe erfunden hat, fo dränge ich dieſe Empfindlichkeiten 
zurück, weil es ſich um Rechte des Hauſes handelt und von Seiten der 
Regierung ein 215 eingeleitet wird zwiſchen dieſem Hauſe und dem 
Publikum. Wenn früher die Regierung einem Antrage aus dem Hauſe 
nicht zuſtimmen wollte, ſo machte ſie e den Einwand, es fehle 
der Nachweis des Bedürfniſſes, und fie ſelbſt legte auf denſelben bei ihren 
Entwürfen großes Gewicht. Hier wird dieſes Moment aber nur in einem 
Zwiſchenſatze erörtert, das Geſetz ſei nothwendig, weil eine Anzahl Abge⸗ 
rdneter gewählt ſei, welche die Grundlagen des Staats und der Geſell⸗ 
ſchaft zu beſtreiten anfingen. Aus abſtracten Principien und literariſchen 
Anſchauungen kann das Bedürfniß nicht nachgewieſen werden, ſondern es 
müſſen concrete Thatſachen angeführt werden, die eine Aenderung des ſeit 
einem een in dem größten Theile Deutſchlands und in dieſem 
Haufe ſeit ſeinem Beginn gellenden verfaſſungsmäßigen Rechtes erfordern. 
Zu der Herſtellung der Norddeutſchen Bundesverfaſſung ſchritt die Re⸗ 
gierung unmittelbar nach den Zeiten größter Erregtheit in Preußen und 
damals wurde noch vor den Gerichten geſtritten über das Maß der Rede⸗ 
freiheit des Abgeordneten und der Freiheit der Publicationen. Trotzdem 
hat die Regierung damals nicht geweigert, die jetzigen Beſtimmungen zum 
verfaſſungsmäßigen Recht werden zu laſſen. 

In Preußen hielt man den Satz, das objective, wahrheitsgetreue Be⸗ 
richte ſtraffrei ſeien, für ſo natürlich, daß er nicht einmal in die preußiſche 
Verfaſſung aufgenommen worden iſt, ſondern als gemeines Recht unter 
der reactionären Regierung der Fünfziger Jahre in das d etz auf⸗ 
genommen wurde. Welches Bedürfniß liegt ſeit 14 Jahren für die Re⸗ 
gierung vor, die Verfaſſung in ihren Grundbeſtimmungen zu ändern und 
dem Reichstag das Recht zu geben, durch Ausſchluß eines Mitgliedes ein 
Mandat für erledigt zu erklären und einem Manne fein pafjiveg Wahl- 
recht abzuerkennen. Ein ſolches Bedürfniß iſt durch keinen einzigen Fall 
begründet. Ich habe ſchon ſchlimme erregende Dinge, Beleidigungen und 
Angriffe bier im Haufe gehört, die zum Theil nachher modificirt wurden, 
aber ich habe ſie in weit ſchärferem Grade von dem Tiſche des Bundes⸗ 
rathes gehört. (Sehr wahr!) Schreiben Sie ſehr vieles von den erregten 
Debatten auch dem Einfluß zu, den die leitenden deutſchen Politiker aus⸗ 
üben. So wird die Debatte ſtets erregter und nähert ſich der Grenze, 
welche von dieſem eher getroffen werden ſoll, ſobald, was leider heute 
nicht der Fall iſt, Fürſt Bismarck an der Debatte theilnimmt. (Sehr richtig!) 
Das ſind große geſchichtliche Erſcheinungen, die man mit kleinen unwirk⸗ 
ſamen Polizeimaßregeln nicht unterdrücken kann. Darf man nun eine Ver⸗ 
faſſung ändern, weil möglicherweiſe ein Fall vorkommen kann — was in 
12 Jahren nicht geſchehen iſt — der zur Ausſchließung eines Abgeordneten 
Veranlaſſung geben könnte. Der Schutz Außenſtehender vor Beleidigungen 
durch Abgeordnete iſt in den Motiven nachträglich nur ornamental ein⸗ 
geſchaltet, weil dieſes Argument ſich in der nr als populär erwieſen 
hat. Ferner iſt als Argument für die Vorlage heute angeführt worden, 
es ſei eine natürliche Conſequenz des Socialiſtengeſetzes. Das iſt vollſtändig 
unrichtig. Der vornehmſte Vertheidiger des Socialiſtengeſetzes, der Abg. 
Gneiſt, führt bei Berathung deſſelben unter allſeitigem Beifall auch der 
Regierungen aus, man müßte die ſocialiſtiſchen Blätter unterdrücken, weil 
ſonſt keine objective Discuſſion mit den Hunderttauſenden ihrer Leſer 
möglich ſei, eine ſolche hätten wir aber nicht zu ſcheuen, dann könnten wir 
auf unſere gute Sache und den Sieg unſerer Gründe vertrauen. 

Im Reichstag haben aber alle Parteien Gelegenheit zu einer vollſtändig 
objectiven Debatte, welche ein wahrheitsgetreuer Bericht vollſtändig wieder⸗ 
geben muß, denn der conſtituirende Reichstag hat es abgelehnt, auch wahr⸗ 
beitsgetreue Berichte über einen Theil der Debatte zu privilegiren. Haben 
die ſocialiſtiſchen Abgeordneten wirklich Veranlaſſung zu dieſer Vorlage ge⸗ 
geben? Beim Erlaß des Socialiſtengeſetzes ſagte man, ein Ausnahmegeſetz 
ſei nöthig, weil man nicht das geſammte Volk verantwortlich machen wollte 
50 die Ausſchreitungen Einzelner. Heute en man eine umgekehrte 

olitik. Das Stärkſte, was in der vorigen Seſſion in dieſem Hauſe geſagt 
worden iſt, iſt nicht von den Socialiſten geſagt, ſondern aus einem ganz 
anderen Kreiſe (Sehr richtig!), und dieſe Ausſchreitung der Rede hat zu 
einer ſehr wohlthuenden Erklärung eines Fractionsgenoſſen dieſes Redners 
Veranlaſſung gegeben. Man nimmt auch Bezug auf die Rede eines ſocial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten, wobei der Präſident erklärte, daß gewiſſe Aus⸗ 
drücke an die Provocation zum Aufruhr ſtreiften. Die Gewalt des Prä⸗ 
ſidenten hat vollſtändig ausgereicht, das Ende der Rede herbeizuführen, 
und der nächſte Redner geb dann dem Hauke und dem Lande die vollſte 
Genugthuung über das Geſprochene. Dieſe Rede hat auch keineswegs mehr 
als einen Ordnungsruf verdient, denn Vieles klingt im Augenblick viel 
gefährlicher, als wenn man es im Zuſammenhange lieſt. Wohl aber bin 
ich Zeuge geweſen, daß vom Bund esrathstiſche aus Dinge geübt worden 
ſind, die man jetzt für völlig unleidlich und das Rechtsbewußtſein des 
Volkes ſtörend hält. Der Reichskanzler ſelbſt hat den Ausdruck „Lüge“, 
der doch bei allen anſtändigen Menſchen für eine zweifelloſe Beleidigung 
gilt, für eine gewiſſe Thatſache gebraucht und ihn nur, durch die Unruhe 
des Hauſes veranlaßt, in Bezug auf einen Abgeordneten zurückgenommen. 
Er glaubte alſo, es verſtoße nicht gegen den Anſtand und das Rechts⸗ 
bewußtſein des Volkes, wenn er einen ſolchen beleidigenden Ausdruck in 
Bezug auf eine außerhalb des Hauſes ſtehende Perſon gebrauchte. (Hört!) 

Die hier vorgetragenen Anſchauungen find alſo nicht ganz unbeftritten: 
Ich komme jetzt zu der Frage der wahrheitsgetreuen Berichte, die allerdings 
ein Geſetz erfordern würde. Es handelt ſich hier nicht um ein Privilegium 
des Parlamentes, ſondern wir haben den allgemeinen Satz, daß gewiſſe 
Ausführungen, wenn ſie im Beruf geſchehen, z. B. vom Richter in den Er⸗ 
kenntnißgründen oder im Plaidoyer des Staatsanwalts, oder zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen privilegirt werden. In ſolchen Fällen tritt 
durch eine Rüge des Präſidenten des Gerichtshofes die Sühne ein. Man 
muß aber a priori annehmen, daß hier jedes Mitglied in der Wahrneh⸗ 
mung berechtigter Intereſſen, nämlich der ſeiner Wähler ſpricht. Gegen die 
Virtuoſen perſönlicher Kränkung genügt der Ordnungsruf des Präſidenten. 
Der einzige Fall aus dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe, der heute zur 
Motivirung dieſer Vorlage angeführt worden iſt, ereignete ſich, als dieſer 
Entwurf ſchon in der Vorbereitung war, und ſofort war man dort der An⸗ 
ſicht, daß dieſer Fall als Motiv für die früher erdachte Vorlage würde ver⸗ 
wendet werden. (Sehr richtig!) Mögen Sie gegen die Redefreiheit ein⸗ 
ſchreiten vom Standpunkte eines Privilegiums aus, oder vom Standpunkt 
der Verbrechen und Vergehen, immerhin iſt ſie damit völlig begrenzt, denn 
es wird objectiv mit Sicherheit gar nicht zu conſtatiren ſein in dem Augen⸗ 
blick, ob das Geſprochene wirklich ein Verbrechen oder Vergehen darſtellt. 
Der Reichskanzler ſprach ſelbſt im conſtituirenden Norddeutſchen Bundes: 
tage aus, daß er an eine ſolche Gefahr gar nicht glaube, und daß er den 
Staat und das ſittliche Bewußtſein ſtark genug halte, eine ſolche enger 

ung abzuwehren. Alſo alle die ſchrecklichen Dinge von Hochverrath und 
Propocation zum Aufruhr hielt der Reichskanzler damals nicht für genügend, 
um Opposition zu machen. (Fürſt Bismarck: Damals!) 

Ich will für meine Deductionen mir die kräftige Stütze des Reichskanzlers 
ſichern. Im Jahre 1870 hat der Reichskanzler den jetzt angefochtenen Satz 
unbeanſtandet in das Strafgeſetzbuch für alle deutſchen Parlamente auf⸗ 
nehmen laſſen. Mir find auch im Reichstage keine ſolchen Colliſtonen vor⸗ 
5 7 wie etwa im preußiſchen Abgeordnetenhauſe vor 1866. Im Jahre 

870 hatten wir ſchon . e Abgeordnete im norddeutſchen 
Bundestage, der ſchwere Culturkampf entſpann ſich, politiſche Veränderungen 
erregten die Gemüther, trotzdem waren die damaligen Verhandlungen ver⸗ 
PN ruhig und objectiv. Engländer ſelbſt haben mir gejagt, ſie 

ätten den Eindruck eine Verſammlung von Senatoren vor ſich zu haben. 

(Heiterkeit.) Würde ein Geſetzentwurf wie dieſer auch in einem le ier 
oder franzöſiſchen Parlament ſo objectiv⸗ruhig discutirt werden, wie hier? 
kein! Mir imponiren die in den Motiven citirten Geſchäftsordnungen 
fremder Parlamente ſehr wenig, jedes Volk muß nach ſeinem Temperament 
wiſſen, was es ertragen kann. Bei den Franzoſen iſt allerdings der Weg 
u Handgreiflichkeiten diel kürzer, als bei ung. In Bezug auf engliſche Zur 
(ne iebt der Regierungsentwurf das ſchiefſte Bild von dem wirklichen 

echt. In England kann ein Mitglied vom Parlament nicht ausgeſchloſſen 
werden wegen ener Thaten innerhalb des Parlaments, ſondern nur wegen 
unwürdigen Verhaltens außerhalb deſſelben. Hier ſoll der Ausſchluß nur 
Dean Ungebühr erfolgen, Betrüger können wir nicht ausſchließen. In dieſem 
Jahrhundert iſt nur aus dem engliſchen Parlament Lord Cochrane aus⸗ 
geſchloſſen worden, weil er falſche Börſennachrichten außerhalb der Börſe 
verbreitete und Börſenjobber war; ferner Mr. Sadleir, von dem man nicht 
wußte, ob er ein Betrüger war oder verrückt und betrügeriſch zugleich. Alſo 
die engliſche oe bat durchaus keine Aehnlichkeit mit der hier vorgeſchla⸗ 
genen. Die Ausſchließung aus dem Parlament entſpringt in England nicht 
der Geſchäftsordnung, ſondern dem gemeinen Rechte. 

Ferner hat man heute geſagt, es gebe kein Land, das die wahrbeits⸗ 
getreuen Berichte ſo ſchütze, wie die deutſche Verfaſſung. Wenn ich i 
die Praxis berückſichtige, fo kenne ich kein parlamentariſches Land, in dem 
das nicht der Fall iſt. Von England weiß ich es beſtimmt. In England 
ift ein Abgeordneter verantwortlich für die Publication feiner einzelnen im 

arlament gehaltenen Rede, Ya wie bei uns. Die wahrheitsgetreuen 


zuglei 


Berichte, nicht nur über die Parlaments, ſondern über die Gerichtsver⸗ 
handlungen, ſind in England ſtraffrei. Die Regierung hat leinen einzigen 


— beibringen können, wo eine Verurtheilung wegen wahrheitsgetreuer 
arlamentsberichte erfolgt iſt, obwohl auch dort Veranlaſſung genug dazu 
war. Noch in neueſter Zeit wurde dort ein eben demifſit iter Mini ter der 
Lüge beſchuldigt. England kann überbaupt als Beiſpiel bier nicht citirt 
werden, denn dort iſt der Ausſchluß der Oeffentlichkeit ein Privileg des 
en das eiferſüchtig gehütet wird. Bei uns ift das eben der 
Fall und der wahrheitsgekreue Bericht iſt das nothwendige Correlat zur 
Oeffentlichkeit der Verhandlungen. Wenn hier ein exceſſiver Ausdruck fällt 
und er wird gerügt und ſeine Publicirung verboten — abgeſehen, daß das 
nach der heutigen Art der Berichterſtattung gar nicht durchführbar iſt, ſo 
baben es doch Hunderte hier im Hauſe und auf den Tribünen gehört, 
denen Sie doch kein Amtsgeheimniß auferlegen können. Die Verbreitung 
auf dieſem Wege iſt viel gefährlicher, als durch wahrheitsgetreue Berichte. 
Man kann für Injurien und Verleumdungen eine ſofortige Correctur inner⸗ 
jan des Hauſes eintreten laſſen, aber mit dem Ausſchluß der Veröffent⸗ 
ichung iſt nichts gewonnen. Eine ſolche Genugthuung iſt für den Belei⸗ 
digten viel beſſer, als eine Verurtheilung des Beleidigers nach einem langen 
Proceß durch die Gerichte. Drr Reichskanzler ſagte 1867 ſelbſt — er be⸗ 
handelt die Gerichte nicht immer freundlich — für 15 Mark könne man den 
höchſten Beamten des Reichs jederzeit beleidigen. 

5 9 1 0 jetzt zu der Frage der Autonomie des Reichstages. Das iſt 
keine Machtfrage oder ein Ehrenpunkt, ſondern ſie iſt unentbehrlich für den 
parlamentariſchen Beruf. Ein ſtarres Geſetz das an die Stelle eines Theils 
der en tritt, kann nicht paſſend gemacht werden für alle 
Wechſe fälle des parlamentariſchen Lebens und geſtattet auch in keinem 
Falle eine Abweichung ohne den Conſens aller legislatoriſchen Factoren. 
Die viva vox kann nur ertragen die viva lex, die verkörpert iſt in der 
Perſon des Präſidenten. Der Präſident kann aber nicht Declarationen 
eines 9 Geſetzes geben. Es kommt häufig vor, daß ein Redner 
formal die Grenzen der Redefreiheit überſchreitet, materiell aber vollſtändig 
Recht hat. Das iſt in der mündlichen Discuſſion unvermeidlich und er⸗ 
fordert Nachſicht. Der Reichskanzler — ein äußerſt beredter Mann — wird 
auch nicht die formelle Vertretung aller feiner Worte übernehmen können. 
Hat er doch ſelbſt einmal bei der Verhandlung über die Broſchüre des ver⸗ 
ſtorbenen General Lamarmora im preußiſchen Abgeordnetenhauſe einem 
Redner Verleumdung vorgeworfen. Obwohl er materiell Recht hatte, fo 
bätte er doch zur Ordnung gerufen werden müſſen, wenn man nicht mit 
Ordnungsrufen gegen Miniſter außerordentlich vorſichtig zu ſein pflegte. 
Geiterkeit.) Es iſt ja möglich, daß bei ſolchen Fällen der Reichstag in die 
peinliche Lage kommt, wegen des materiellen Rechtes ſich auch die ungebühr⸗ 
liche Form anzueignen. Es iſt in den Motiven auf den Fall Plimſoll im 
engliſchen Parlamente Bezug genommen worden. Deſſen Bill über die 
Ausrüſtung von Seeſchiffen, war in ihrem Zuſtandekommen für die da⸗ 
malige Se ſion durch eine Gruppe von nierchjenten gefährdet. Mr. Plim: 
ſoll nannte dieſe Schurken, die mit Menſchenleben Handel treiben. Haben 
Sie ſolches ſchon im deutſchen Reichstage gehört? Der Miniſterpräſident 
beantragte einen Verweis gegen Plimſoll, derſelbe nahm vor der Entſchei⸗ 
dung zwar nicht die Sache wohl aber den Ausdruck zurück und ſeine Bill 
ging durch. Jedes Wort erhält wie in dem Fall Plimſoll feine Bedeutung 
von der Situation, unter der es geſprochen wird, und das kann kein Quaſi⸗ 
ellen feſtſtellen, ſondern nur der lebendig wirkende Präſident, der den 

eiligen Beruf hat, insbeſondere der Minoritäten ſich anzunehmen. 

Wenn Sie die widerwärtige Form des von der Commiſſion wörtlich vorge⸗ 
ſchriebenen Widerrufs einführen, dann werden Sie die die größere Virtuoſi⸗ 
tät derjenigen Redeweiſe ausbilden, die äußerlich den Anſtand wahrt, aber 
die Sache innerlich beim Alten läßt. Sie werden die rhetoriſche Heuchelei 
befördern, wir haben ja in dieſem Haufe in in dieſem Punkte. 
Geiterkeit.) Bleiben wir bei der alten Regel: Pectus facit oratorem! 
Darin ſtimme ich mit den Vorrednern überein, wenn wir unſeren eigenen 
Discuſſionen nicht die genügende Kraft zutrauen, exceſſive Aeußerungen zu 
reprobiren und paralyſiren, dann brauchen wir das ganze parlamentariſche 
Weſen überhaupt nicht. Solche Berichte, welche tendenziös den einen Redner 
faſt wörtlich und den anderen verſtümmelt wiedergeben, vermag ich als wahr⸗ 
heitsgetreue nicht anzuerkennen. Das Obertribunal hat ſchon fo entſchieden. 
Man kann darüber ſtreiten, ob dieſe Vorlage eine Erweiterung der Rechte des 
Parlaments enthält, aber ſie hält ſicherlich eine Einſchränkung der Befugniſſe des 
Präſidenten. Sie zieht ihn von der Höhe ſeiner Stellung zur verantwortlichen 
Partei herab. Glauben Sie, daß ein Präſident noch einen Tag ſeine Geſchäfte 
fortführen kann, wenn die Commiſſion entweder eine von ihm mit Arreſt 
belegte Rede freigiebt oder eine Rede, die er hat ungerügt paſſiren en 
nachher auf den Antrag von 20 Mitgliedern mit Cenſuren belegt? Unſere 
Geſchäftsordnung hat febr weitgehende Befugniſſe. Sie giebt dem Präſi⸗ 
denten das Recht des Ordnungsrufes, gegen den nur eine Appellation an 
das Haus ohne jede weitere Discuſſion geſtattet iſt; ich glaube, daß der 
Präſident auch befugt iſt, den Redner, ohne ihn förmlich zur Ordnung zu 
rufen, auf das Unparlamentariſche ſeiner Ausführungen aufmerkſam zu 
machen. Der Präſident kann völlig unbeſchränkt die Polizei im Hauſe aus⸗ 
üben, und der Präſident Simſon hat einmal auch einem Mitglied des 
Bundesrathes gegenüber von dieſem Recht unter dem Beifall des Hauſes 
Gebrauch gun Er kann zu jeder Zeit, mitten in der Rede eines Mir 
niſters, die Verſammlung für aufgehoben erklären, ſobald er als Polizeiherr 
des Hauſes glaubt, daß die Verhandlung nicht mehr mit Anſtand geführt 
werden kann. 5 

Sollte trotzdem nachgewieſen werden, daß die Macht des Präſidenten 
noch nicht weit genug reiche, ſo würde ich mich dem nicht verſchließen, was 
aber der Geſetzentwurf will, iſt keine Ausdehnung, ſondern eine ſtrenge 
Einſchränkung feiner Befugniſſe. Endlich hat man ſich auch auf die Anſicht 
mehrerer Rechtsgelehrten berufen und da iſt dem Regierungsentwurf ein 
Malheur paſſirt. Zweimal iſt Herr v. Mohl angeführt: es findet ſich nun 
bei ihm in der Begründung ein Satz, den die Regierung mit abgedruckt 
bat: „Weder kann die Einmiſchung eines andern Factors der Staatsge- 
walt in ihre inneren anderen Angelegenheiten geduldet werden, noch wäre 
es zuläſſig, fie in der Aufrechterhaltung ihrer Orduung und Würde ab⸗ 
hängig zu machen von dem Gutachten einer außer ihr ſtehenden Behörde.“ 
Eine größere Verurtheilung für die Initiative der Regierungen, einen Ge⸗ 
ſchäftsordnungs⸗Geſetzentwurf uns an ein als fie in dieſen Zeilen 
enthalten iſt, läßt ſich mit ſo kurzen Worten gar nicht ausdrücken. Und 
nun kommt Herr v. Mohl zu dem Schluß bei ſeiner neuen Anſicht: Es 
gehört nicht eben 1 dazu, um vorauszuſagen, daß Fälle ein⸗ 
treten können, in denen ernſtlich zur Erwägung kommen muß, ob nicht das 
wiederholt in unleidlicher Weiſe mißbrauchte Worte kurzer Hand zu ent⸗ 
ziehen ſei; vielleicht ſelbſt, ob nicht der ae eines Mitgliedes wegen 
einer groben Ungebühr oder wegen grundſätzlicher Leugnung der rechtlichen 
Grundlagen des Reichs und des Reichstages als geboten erſcheine? Herr 
v. Mohl kommt alſo nur auf die Unterſuchung der Frage in Beziehung auf 
die Geſchäftsordnung, ob dem Präſidenten nicht die Gewalt zu geben, das 
Wort 1 zu in ftatt, daß er erſt zweimal zur Ordnung rufen 
muß. Wenn aber bis > kein Fall vorgekommen ift, in dem nach dem 
Urtheil der Majorität dieſes Hauſes der Ausſchluß eines Mitgliedes ange⸗ 
gezeigt geweſen wäre, fo kann auch dieſer Punkt nicht zu denjenigen gehören, 
welche ſich als dringendes Bedürfniß etwa von ſelbſt dargeboten haben, daß 
ein . Geſetzentwurf hätte vorgelegt werden müſſen. 

Es bleibt alſo nichts übrig von den Beſtandtheilen, welche geſetzlichen 
Stoff baben, die unſere Aufmerkſamkeit in dem Maße ſollten beſchäftigen 
müſſen, daß wir mit größerem Vortheil in die Behandlung des Geſetzes 
eintreten, wenn wir es in eine Commiſſion verweiſen. Ich will die Prat 
nicht gerade zu einer empfindlichen ſtempeln. Der Reichskanzleramtspräſi⸗ 
dent 5 7 der Geſezentwurf finde vielleicht Empfindlichkeit im Haufe, 
weil dieſe Vorſchläge von oben herunter gekommen ſeien. Ich meine aber, 
Regierungsvorlagen kommen nicht von ohen herunter, Pie ein berech⸗ 
tigter Factor legt fie dem andern vor. Eine Empfindlichkeit ift alſo nicht 
möglich. Aber wenn etwas Aehnliches angenommen wird, wie dieſe Para⸗ 
graphen, ſo heben wir ſelbſt die Fehl zwiſchen den Bundesrathsmit⸗ 
gliedern und uns geſetzlich auf. (Sehr richtig! links.) Ein Bundesraths⸗ 
mitglied darf dann 5 Ausdruck gebrauchen, den ein Abgeordneter zu⸗ 
rüdnehmen muß. Ob die Mitglieder des Bundesraths unſerer Geha 8: 
ordnung unterſtehen, iſt ja zweifelhaft, aber eine Parität der 
Verhandlungen iſt nicht möglich, wenn die Straf ⸗Beſtimmungen 
des vorliegenden Geſetzes gegen die Bundesraths Mitglieder nicht 
zur Anwendung kommen. — Deutlich hat ein Mitglied des Bun⸗ 
desraths einem Abgeordneten Vorwürfe gemacht, die man ſo auffaſſen 
konnte, als laſſe jener Abgeordnete ſich landesverrätheriſche Handlungen zu 
Schulden kommen. Dieſer Abgeordnete — ich weiß nicht, ob der Redende 
ihn gemeint hat, aber das Haus hat es ſo aufgefaßt — hat ſich vertheidigt 
und wenn er nun in dieſer l Une in der Erregung weit über das 

t, fo kann darin eine Ungebühr liegen, und das Haus wird in 


Maß geht, ) a 
leich] Zweifel fein, ob es ihn jo behandeln foll, wie wenn es ein gleiches In⸗ 


dicium für beide Theile gäbe, oder die Verantwortung für ſeine Aeuße⸗ 
rungen tragen ſoll. Sollte die Geſchäftsordnung ſich als unzureichend er⸗ 
weiſen in den Waffen, die ſie dem Präſidenten zur e der Ver⸗ 
3 bietet, ſo werden ich und viele meiner Freunde gewiß zu einer 

eviſton bereit fein. Aber ein Bedürfniß zur Abänderung der Verfaſſung 
finden wir nicht, ſondern halten die autonomiſtiſche Regelung des Geſchäfts⸗ 


* 


ganges durch den Reichstag nicht blos für eine äußere, ſondern fr eine 


innere Nothwendigkeit, die eine Beſchränkung nicht erduldet. (Lebhafter 
Beifall links; Ziſchen rechts. Al 
(Fortſetzung folgt in der Morgen⸗Ausgabe.) 

Berlin, 4. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Oberſt⸗Lieutenant z. D. von Slupecki, bisher Bezirks⸗Commandeur des 
1. Bataillons (Arolſen) 3. Heſſiſchen Landwehr⸗Regiments Nr. 83 den Rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife und Schwertern am Ringe; dem 
Oberförſter Glimmann zu Medingen in Hannover den Rothen Adler⸗ 
Orden vierter Klaſſe; den Ober⸗Poſtdirectoren, Geheimen Poſträthen Fritze 

u Frankfurt a. O. und Breithaupt zu Kiel, den Königlichen Kronen⸗ 
Orden weiter Klaſſe; ſowie den Schullehrern ꝛc. Witt zum Semlow im 
Kreiſe Franzburg, Brandt zu Glinde im Kreiſe Calbe und Lindenlaub 
zu Ratſcher im Kreiſe Schleuſingen den Adler der Inhaber des Königlichen 
Hausordens von Hohenzollern verliehen. 5 

Se. Majeſtät der König hat dem General⸗Intendanten des Großherzoglich 
badiſchen Hof⸗Theaters zu Karlsruhe, Kammerherrn Gans Edlen Herrn 
zu Putlitz, den Rothen Adlerorden 2. Kl.; dem Großherzoglich badiſchen 
Geh. Rath 2. Klaſſe und Vorſtande des Geheimen Cabinets Sr. Königl. Hoheit 
des Großherzogs, Freiherrn von Ungern⸗Sternberg, den Stern zum 
Königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe; dem Großherzoglich badiſchen 
Prälaten Doll, Mitgliede des 5 Ober⸗Kirchenraths und Dekan 
der Hofpfarrei 7 Karlsruhe, den Königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe; 
ſowie dem Chef des Kaiſerlich ruſſiſchen General⸗Conſulats zu Königsberg 

Pr., Dr. phil. Wyszomierski, den Königlichen Kronen⸗Orden dritter 


1. 
Klaſſe verliehen. 0 
Se. Majeſtät der Kaiſer hat im Namen des Reiches die Wahl des 


ordentlichen Profeſſors in der medieiniſchen Facultät der Kaiſer⸗Wilhelms⸗ 
Univerſität Straßburg, Dr. Albert Lücke, zum Rector dieſer Univerſität für 
das Jahr vom 1. April 1879 bis zum 1. April 1880 beſtätigt. 

Se. Majeftät der König bat dem beim Miniſterium für Handel, Ge⸗ 
werbe und öffentliche Arbeiten angeſtellten Kanzlei⸗Rath Brunn den Cha- 
rakter als Geheimer Kanzlei Rath, dem Buürgermeiſter Lindemann in 
Dortmund den Titel als „Ober⸗Bürgermeiſter“, ſowie den Banquiers Emil 
Ladenburg und Johann Philipp Petſch⸗Goll in Frankfurt a. M. den 
Charakter als Commerzien⸗Rath verliehen. 

Dem zum Rechtsanwalt und Notar in Friedeberg NM. ernannten Kreis⸗ 
richter Pöppel in Vandsburg iſt die Verlegung ſeines Wohnſitzes nach 
Drieſen geſtattet worden. Der frühere Gerichts⸗Aſſeſſor Joel it unter 
Wiederaufnahme in den Juſtizdienſt zum 1 bei dem Kreis⸗ 
gericht in Berlin und zugleich zum Notar im Departement des Kammer⸗ 
gerichts, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Zoſſen ernannt worden. 

erlin, 4. März. [Beide Kaiſerliche Majeſtätenj ließen 
Sich vorgeſtern, wie alljährlich, die Mannſchaften der Feuerwehr vor⸗ 
ſtellen, die ſich im Laufe des Jahres mit perſönlicher Lebensgefahr 
beſonders ausgezeichnet haben. — Geſtern fand im Königlichen Palais 
eine kleine Theegeſellſchaft ſtatt. 

[Se. Majeſtät der Kaiſer und König!] nahm heute in 
Gegenwart Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Auguſt von Würtem⸗ 
berg, des Gouverneurs und des Commandanten militäriſche Meldungen 
und demnächſt den Vortrag des Militär⸗Cabinets entgegen. (R.⸗A.) 

= Berlin, 4. März. [Zur Abwehr der Peſtgefahr,] Die 
Berathungen über die zur Abwehr der Peſtgefahr auszuführenden 
Maßregeln dauern ſowohl im Reichskanzleramte wie im preußiſchen 
Cultusminiſterium fort. Zur Ausführung der für die See⸗Provenienzen 
aus Rußland vorgeſehenen Controle werden Quarantaine⸗Anſtalten 
mit Lazaretheinrichtungen u. ſ w. zu Neufahrwaſſer, Lübeck, Flensburg 
und Wilhelmshafen in Ausſicht genommen. Schiffe, welche aus ver⸗ 
dächtig erklärten Häfen kommen, oder welche Perſonen an Bord 
haben, die aus verdächtigen Gouvernements kommen, dürfen in keine 
anderen Häfen einlaufen, bevor ſie in den vorbezeichneten die vor⸗ 
geſchriebene Infpection und Quarantainefriſt durchgemacht haben. 
Die gleichen Einrichtungen ſollen für die Flußſchifffahrt auf der 
Weichſel und dem Niemen getroffen werden, um den erfahrungs⸗ 
gemäß beſonders häufig mit Anſteckungsgefahren verbundenen Verkehr 
der Floͤßer unter Controle zu ſtellen. 

Berlin, 4. März. [Die Debatte über das Reichs⸗ 
tags⸗Disciplinargeſetz.] Die heutige Debatte über das Straf: 
geſetz wider Reichstagsabgeordnete nahm erſt in ihrer zweiten Hälfte 
jenen dramatiſchen Charakter an, der die größeren parlamentariſchen 
Actionen in der deutſchen Volksvertretung bisher auszeichnete. Mit 
anderen Worten, die Reden des Unterſtaatsſecretärs Dr. Friedberg 
und der Abgg. Fürſt Hohenlohe⸗Langenburg, Frhr. von Heeremann 
und von Helldorf horten ſich wie akademiſche Vorleſungen über ein 
ſchon längſt abgethanes Thema an, während von dem Momente, wo 
der Abg. Lasker und Fürſt Bismarck das Wort ergriffen, der Gegen⸗ 
ſtand den Höhepunkt ſeines Intereſſes erlangte. Wir haben ſelten 
den Abg. Lasker mit einer ſo großen Wucht ſchneidiger Gründe einen 
Geſetzentwurf völlig vernichten ſehen, der ſchon von der öffentlichen 
Meinung in ſeinen verſchiedenen legislatoriſchen Phaſen verurtheilt 
war. Der Reichskanzler unterzog ſich der undankbaren Aufgabe, den 
Leichnam nochmals zu galvanifiren, ehe 
völlig begraben wird. Man fragte nach der 
Zweck ſie gehabt, nachdem der Reichskanzler ſelbſt eingeſtanden, 
daß er auf die Annahme des Geſetzentwurfs nicht rechne. Man 
antwortete, daß der Fürſt nach zwei Richtungen hin geſprochen: erſtens 
nach dem kaiſerlichen Palais Unter den Linden, wo das Maulkorb⸗ 
geſetz gewiſſermaßen als ein integrirender Theil des Socialiſtengeſetzes 
betrachtet werde, und zweitens nach den Wählern hin, um die Ver⸗ 
antwortlichkeit für das Scheitern eines zweiten Nothgeſetzes dem Reichs⸗ 
tage aufzubürden, damit dieſer, falls er auch die wirthſchaftlichen Vor⸗ 
lagen ablehnt, mit der Ausſicht auf die Wahl eines conſervativen 
Hauſes aufgelöſt werden könne. Wie viel oder wie wenig Fürſt 
Bismarck zwiſchen den Zeilen ſeiner Rede über dieſe Intentionen ver⸗ 
rieth, darüber herrſchen unter den Abgeordneten verſchiedene Anſichten. 
Man war nur darüber einig, daß die Unpopularität des Geſetz⸗ 
entwurfs, die der Reichskanzler ſelbſt zugab, denſelben nicht verhin⸗ 
derte, ſich bewußt einer Niederlage anszuſetzen, der ſich ein Staats⸗ 
mann von ſo ſenſiblen Eigenſchaften nicht perſönlich unterzieht, wenn 
er nicht ganz beſondere Ziele dabei verfolgt. Jedenfalls wird das 
Maulkorbgeſetz nach ſeiner Ablehnung als ein Stein zum Grabe des 
eee rn zu betrachten fein. 5 

erbote auf Grund des Reichsgeſetzes vom 21. 187 
Die nicht periodiſche En lake Dru von 8. 17 
in Wriezen, welche mit der bereits unterm 17. November v. J. verbotenen 
gleichnamigen, von A. Löſchke in Chicago gedruckten Schrift gleichlautend 
iſt. — Die vom 9. Februar datirte Nr. € der im Verlage von . Götſchalck 
51 a0 erſcheinende periodiſche Druckſchrift: „Die Laterne von Carl 


org 4. März. [Wahl.] Bei der am 28. Februar im 
hieſigen Wahlkreiſe ſtattgehabten Reichstagserſatzwahl wurden laut 
amtlicher Meldung 15,514 Stimmen abgegeben und zwar 8976 St. 
für Rittergutsbeſizer Tölke in Bomsbborf (Nat. ⸗lib.) und 5538 St. 
für Deichhauptmann v. Plotho (Conſ.). Der Erſtere iſt ſomit gewählt. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 1. März. [Criminaldeputation. — Vorſätzliche 
Kör ER rverletzung!] Die erſte Criminal-Deputation des tönigtihen tat 
Gerichts, unter Vorſiß des Herrn Stadt⸗Gerichts⸗Ralh G 
beute drei auf vorſätzliche Körperverletzung lautende Anklagen. 

Am 28. September v. J. war die 64 Jahre alte Bedienungsfrau Char⸗ 
lotte Bengler in dem erſten Stock des Hauſes Adalbertſtraße 11 mit Rei⸗ 
nigen der Wohnung ge Den Auftrag dazu batte ihr der Miether 
der betreffenden 3 boden d Herr Claus, ertheilt. Während die Frau auf 
einer etwa 8 Fuß hohen Leiter, und zwar ziemlich auf der oberſten Sproſſe 


Rede, welchen 


. 


er vom Reichstage f 


äde, verhandelte g 


derſelben ftand, tam der Haus igenthümer, Herr Kaufmann Heinelt, in die; 


Stube, verbot ihr die weitere Reinigung und zog ſie, als ſeinem Befehle 
keine Folge f eben wurde, mit Gewalt von ber eier, i 
alte, ſchwäch iche San N berabftürzte. Hierbei fiel fie auf ein mit 
Waſſer gefülltes Schaff. Das Schaff zerſprang in Folge des Aufſchlagens. 
Außerdem tractirte der Hauswirth die Frau mit einem fingerdicken Spazier⸗ 
ſtock. Frau B. trug von jener Behandlung verſchiedene Contuſionen davon, 
war auch einige Zeit bettlägerig. — Herr Heinelt will den Erfolg des 
Herabfallens nicht beabſichtigt haben, im Uebrigen durch Schimpfreden der 
Frau zu feiner Handlungsweiſe gereizt worden fein. — Der Herr Staats⸗ 
anwalt bringt 60 Mark Geldhuße, event. 12 Tage Gefängniß in Antrag. 
Der Gerichtshof erkennt mit Rückſicht auf die große Rohheit, welche darin 
liege, eine ſo alte, ſchwächliche Frau zu mißhandeln, auf 100 M. Geldbuße, 
event. 10 Tage Gefängniß. . 

Der Schuhmachergeſelle Franz Hübner ging am Sonntag, den 29. Sep⸗ 
tember v. J., Abends gegen 10 Uhr, in Begleitung feiner Geliebten, welche 
ihr kleines Kind auf dem Arme trug, nach dem Tanzſaal „Zur goldenen 
Sonne“ (Gräbſchnerſtraße). Schon hier brachen zwiſchen den Liebenden 
Differenzen aus. Der Streit ſetzte ſich auf der Straße fort. Ein College 
des Hübner ſuchte den Streit zu ſchlichten und bot dem Mädchen Quartier 
in ſeiner auf der Sonnenſtraße gelegenen Wohnung an. Das Mädchen 
wohnte in Pöpelwig. Sie ging bereitwillig auf den Vorſchlag ein. Hier⸗ 
über ergrimmte Hübner. Er überhäufte das Mädchen, ſowie ihren Begleiter 
mit Schimpfreden. Da miſchte ſich ein Freund des Quartiergebers, Schloſſer⸗ 

eſelle Nippa, inſofern in den Streit, als er dem Hübner Ruhe gebot. Als 

ntwort erhielt er von dieſem einen heftigen Meſſerſtich in den linken Ober: 
arm. Die Wunde blutete ſehr ſtark. N. ließ ſich noch in derſelben Nacht 
im Hoſpital zu Allerheiligen verbinden. Außer einer gewiſſen Schwäche im 
Arme während der nächſten 14 Tage hat N. weitere ſchädliche Folgen nicht 
bab — Der Gerichtshof findet allerdings in der Erregtheit und dama⸗ 
igen Angetrunkenheit des übrigens vollkommen geſtändigen Angeklagten 
Gründe für die Strafmilderung, doch falle entſcheidend ins 
ſich H. ſofort eines Meſſers, alſo eines ſehr gefährlichen Werkzeugs, bediente. 
Dean ſei auf das nach $ 223a zuläſſige niedrigſte Strafmaß, zwei 
Monate Gefängniß, zu erkennen. 

Eine unter den Kindern vielfach verbreitete Unſitte iſt das Abreißen, 
Abſchlagen oder beſſer geſagt „Stehlen“ von Obſt. Nur ſelten gelingt es 
einem Obſtbaumbeſitzer, eines ſolchen kleinen Diebes habhaft zu werden, 
noch ſeltener aber beſitzt derſelbe alsdann die Ruhe, den Kleinen der Beſtra⸗ 
fung der Eltern oder der Schule zu überliefern. — Ein Hausbeſitzer in der 
Vorwerksſtraße iſt ein grober Freund von Zwergbäumen. Mit Mühe zog 
er am Zaune ſeines Gartens entlang dieſe kleinen, reichlich tragenden 
Bäumchen, und war es ihm beſonders gelungen, eine gute Birnenart zu 
oculiren. Doch alljäbrlich wurde ihm ſeine Freude perdorben. Schon vor⸗ 
zeitig riſſen die Jungen die oft erſt halbreifen Früchte herab oder ſchlugen 
mit Stöcken nach den Bäumen und vernichteten dadurch auch manchmal die 
Blüthen. Alles Aufpaſſen blieb nutzlos, denn nebenan befand ſich ein den 
ganzen Tag offener Holzhof, von dort aus wurde es den Knaben ziemlich 


leicht, die Zweige herüberzuziehen und zu berauben. Mehrmals will ſich 


jener Obſtfreund bei den Eltern ihm bekannter Knaben beſchwert haben, 
meiſt hörte er nur Grobheiten ſeitens der Eltern. Warnten die Lehrer der 
in der Nähe befindlichen Schulen auf ſeinen Antrag die Kinder, ſo war die 
nächſte Folge, daß die Jungen in größerer Zabl erſchienen und ihn um 
deſto größeren Schaden berurfadhten. Die Aufpaſſer wurden meiſt nur ver⸗ 
lacht und ausgehöhnt. In dieſer ſeiner Noth gab Herr X. ſeinem Haus⸗ 
hälter den Auftrag, irgend einen der Jungen feſtzunehmen, ſobald dieſe 
wieder „Birnen ſtehlen kämen“. Am 30. Juli v. J. gelang dies dem Haus⸗ 
hälter. Er faßte den Sjährigen Joſeph G., einen Sohn anſtändiger Eltern, 
am Arme, als dieſer eben wohlgemuth eine geſtohlene Birne verzehren wollte. 
„Na komm nur einmal mit zu meinem Herrn, der wird Dir's geben“, ſagte 
der Haushälter und führte den widerſtrebenden Jungen vor Herrn X. Letz⸗ 
terer hielt ſchon einen ziemlich derben Rohrſtock bereit. Damit bearbeitete 
er dem ese, G. den Geſäßtheil und ließ ihn dann laufen. Der Körper 
des Knaben wies bei der am nächſten Tage durch den Wundarzt Hanko 
vorgenommenen Beſichtigung eine Anzahl blau unterlaufener „Schwielen“ 
auf. Der Knabe war nervös ſehr erregt und fieberte. Er hat einige Tage 
das Bett hüten müſſen. Der Gerichtshof erkannte wegen dieſer widerrecht⸗ 
lichen Züchtigung gegen den Angeklagten X. auf 30 Mark Geldbuße, event. 
3 Tage Gefängniß. 


—d. Breslau, 4. März. [Bezirksverein für die Nicolai⸗Vor⸗ 
ſtadt.] Die am 3. d. Mts. im Saale der Rösler'ſchen Brauerei abgehal⸗ 
tene, ſehr zahlreich beſuchte Verſammlung eröffnete der Vorſitzende, Herr 
Maurermeiſter Simon, mit verſchiedenen e — Im Weiteren 
referirte Redner über die Reorganiſation der ſtädtiſchen Feuerwehr und 
ſtellte dem Verein, welcher in den letzten 14 Tagen um 60 Mitglieder ge⸗ 
wachſen iſt, einen Vortrag des Herrn Branddirectors Herzog in Ausſicht. 
— Sonnabend, den 8. März, Abends 8 Uhr, feiert der Verein im Saale 
der Rösler'ſchen Brauerei ſein Faſtnachtsfeſt, zu welchem nur 250 Karten 
ausgegeben werden. Das Einführen von Gäſten iſt geſtattet. — Hierauf 
erläuterte Herr Fuhrmann unter allſeitigem Beifall den Phonographen 
und die Notenorgel. — Bei Erledigung des Fragekaſtens beſchwerten ſich 
mehrere Frageſteller über den ſchlechten Zuſtand des Striegauer Platzes. 
Der Vorſitzende bemerkte bierzu, daß etatsmäßig zu Umpflaſterungen nur 
100,000 M. ausgeſetzt ſeien. Auch für Neupflaſterungen ſei keine große 
Summe ausgeſeßt. Dazu liege es in der Abſicht eines Theiles der Stadt⸗ 
verordneten, dſe Pflaſterungsſumme noch 1 verringern, um das Deficit 
berabzumindern. In der Nicolai⸗Vorſtadt ſolle die Friedrich⸗Wilhelmſtraße 
von der Schwertſtraße bis zur Neuen Kirchſtraße und nur, wenn die Mittel 
en bis zur Friedrich⸗Carlſtraße gepflaftert werden. Nach einer längeren 
Dehatte wird beſchloſſen, den Magiſtrat zu erſuchen, die Friedrich⸗Wilhelm⸗ 
traße bis zur Friedrich⸗Carlſtraße zu pflaſtern, das hierdurch gewonnene 
Pflaſterungsmaterial an Feldſteinen zur Pflaſterung der noch ungepflaſterten 
Ser in der Nicolai⸗Vorſtadt zu verwenden, wenigſtens aber einen 
Lauf teg über den Striegauer Platz pflaſtern zu laſſen. — Endlich ſoll das 
Polizei⸗Präſidium erſucht werden, das Waſchen der Leichenwagen auf der 
Friedrich⸗Wilhelmſtraße zu inhibiren. — An die Gemeinde⸗Kirchenräthe ſoll 
das Geſuch gerichtet werden, anzuordnen, daß die Leichenwagen nicht im 
Galopp von den Kirchhöfen nach Haufe fahren. 


Breslau, 3. März. n für Volksbildung.!] 
In dem geſtrigen Sonntags⸗Vortrage im Muſikſaale der Univerſität beant⸗ 
wortete Herr Dr. jur. von Kirchenheim in gediegenen und recht an⸗ 
ſprechenden Ausführungen die Frage: „Was iſt Statiſtik?“ Um den Zu⸗ 
hörern das Weſen, die Bedeutung und die Aufgaben der Statiſtik zum 
vollen Verſtändniß zu bringen, verſetzte er ſie in das Arbeitszimmer des 
Statiſtikers. Die Statiſtik iſt kein bloßes Zuſammenſtellen von dünn 
wofür ſie Viele halten, der bloße Zähler ſo wenig ſchon ein Statiſtiker, als 
der bloße 8 ein Botaniker. Die Zählung iſt nur die Grund⸗ 
lage für alles Folgende. Nach der Zählung ordnet der Statistiker die Er⸗ 
Wa prüft er ſie, entwirft er die Tabellen. Das Tabellenentwerfen 
iſt das 15 f und Schwierigſte von Allem. Es erfordert die größte 
Genauigkeit. Oft giebt ein Blick in die ſtatiſtiſchen Tabellen mehr Einſicht 
in die Zuſtände, als die ausführlichſte Darſtellung. Aber auch dieſes 
Tabellenaufſtellen iſt nur der Weg zum Ziele; ihren Höhepunkt erreicht die 
Statiſtik durch den Schluß von der Urſache auf die Wirkung. So weiſt die 
Statistik z. B. nach, welchen Einfluß die Bildung der Bevölkerung eines 
Baht auf die aiich enn des Poſtverkehrs und der Getreidepreis auf die 

ahl der 1102 chließungen hat. Hierdurch namentlich wird die Sta⸗ 
ſtik zur Wiſſenſchaft; ſie iſt die Wiſſenſchaft der Urſachen und Wir⸗ 
kungen. Die Statiſtiler aber haben es immer nur mit den nächſten 
Urſachen zu thun; die Endurſachen zu unterſuchen, iſt Aufgabe der Philo⸗ 
ſophie. Die Statiſtik hat alſo ihre beſtimmte Grenze. Es giebt einen ſta⸗ 
9 85 Cauſalnexus, der ſich von dem philoſophiſchen unterſcheidet. Im 

runde genommen iſt alſo die Statiſtik dreierlei: ſie iſt zuerſt eine bloße 
Methode, welche Alles zahlenmäßig aud 8 ur Wiſſenſchaft aber 
wird fie 1) als Beſchreibung der Zuſtände oder als oltsbeſchreiung und 
2) als Unterſuchung des urſachlichen Zuſammenhanges. Allen Dreien ge⸗ 
meinſam aber iſt die Zahl. — An dieſe ſehr intereſſanten Ausführungen 
knüpfte der Vortragende noch einen Ueberblick über die geſchichtliche Ent⸗ 
widelung der Wiſſenszweige, aus denen die heutige Wiſſenſchaft der Sta⸗ 
tiſtik en een en iſt. Die Statiſtik reicht mit ihren Wurzeln bis in 
die älteſten Zeiten, denn ſchon in den vorchriſtlichen Jahrhunderten wurden 
1175 Volkszählungen vorgenommen bei den Iſraeliten, Aegyptern und 
Shinefen. Ebenſo bei den Römern, namentlich zur Zeit der Republik. Be⸗ 
ründer der neueren Statiſtik wurde der Se Süß milch durch ſeine 
im Jahre 1741 herausgegebene Schrift: „Die göttliche Ordnung in den 
Veränderungen des menſchlichen Geſchlechts.“ Zuletzt ſprach der Vortra⸗ 
gende noch mit der re eines echten Jüngers der Wifjenichaft über 
den Werth der Statiftil. Das Auditorium drückte ihm ſeinen Dank durch 
die lebhafteſten Beifallsäußerungen aus. 


ſo zwar, daß die 


Gewicht, daß 1 


Handel, Induſtrie ie. 
Berlin, 4. Marz. R örſe.] Endlich ift die lang erwartete Bilanz der 
öſterreichiſchen Creditanſtalt publicirt worden. Nach den telegraphiſchen 
Meldungen aus Wien wird der Aufſichtsrath der Generalverſammlung 
pode ade nach reichlicher Dotirung des Reſervefonds und nach vollſtän⸗ 
diger Abſchreibung des Troppauer Verluſtes eine Dividende von 14 fl. per 
Actie zur Vertheilung zu bringen. Dies Refultat iſt immerhin ein günſtiges 
und wurde auch in dieſem Sinne von der Börſe beurtheilt, es entſpricht 
einer 8,8procent. Verzinſung des Actiencapitals. Der augenblickliche Cours 
iſt aber doch ein ziemlich hoher und muß zum großen Theil als das Werk 
der Speculation angeſehen werden, zumal die Coursſteigerung an der Wiener 
Börſe, wo man nüchterner zu urtheilen ſcheint, lange nicht den Avancen, 
welche hier die Notiz nahm, entſprach. Das heutige Geſchäft bezog ſich faſt 
ansſchließlich auf öſterreichiſche Creditactien und entwickelte hier deſonders 
anfangs eine größere Regſamkeit, und der Cours ſchnellte gegen die geſtrige 
Schlußnotiz circa 12 Mark in die Höhe, konnte ſich aber, da in der 
zweiten Börſenſtunde ſich das Geſchäft weſentlich verringerte, nicht 
auf höchſtem Stunde behaupten. Sranzofen und Lombarden blieben 
vernachläſſigt. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen trugen eine feſte Phyſio⸗ 
mer obgleich fie ſich eigentlich nur wenig am Verkehr betheiligten. 
Bevorzugt waren Rudolfbahn, Kaſchau⸗Oderberger und Auſſig⸗Teplitzer. 
Die günſtige Dispoſition der Börſe erſtreckte ſich auch auf die localen Spe⸗ 
culationseffecten, die faſt ſämmtlich die Notirungen erhöhten. Es notirten 
per ult. Disconto⸗Commandit 133,30 —134,25—134, Laurahütte 67—67,10. 
Von den auswärtigen Staatsanleihen waren Oeſterreichiſche und Ungariſche 
Goldrente, 1860er Looſe und Italiener beliebt. Auf ruſſiſche Werthe drückte 
die Nachricht aus Kiew von der Entdeckung einer Verſchwörer⸗Geſellſchaft. 
Auch die vorangegangenen Dementis in Betreff einer Anleihe mochten dazu 
beitragen, den ruſſiſchen Werthen Theilnahmloſigkeit entgegenzutragen. 
öproc. Staatsanleihen per ult. 85, —Y, Ruſſiſche Noten weichend, per ult. 
98% —198 (Vorpr. 201% —2 ), per April 199 —198 74 (Vorpr. 202 —3 4). 
Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere unverändert ſtill. Auch Eiſen⸗ 
bahnprioritäten wenig belebt, aber feſt. Auf dem[Eiſenbahnactienmarkte blieb der 
Verkehr gering bei feſter Haltung; per ult. notiren Bergiſche ult. 77,40—60, 
Köln ultimo 105— 105,20, Rhein. ult. 107,10 —106,90 107, Stettiner zogen 
etwas an, Potsdamer, Anhalter kamen ebenfalls höher zur Notiz, Halberſt. 
gedrückt, Freiburger belebt und ſteigend, Rumänen feſter, Obligationen ſchwach, 
Nordhauſen⸗Erfurt beſſer, Werrabahn niedriger und Amſterdam⸗Rotterdam 
desgl. Bankactien ziemlich feſt, in den ſpeculativen Deviſen war auch 
der Verkehr nicht unbelebt. Deutſche Bank im Courſe an. Ferner 


. 


b } „zog im © 
kamen höher zur Notiz Preußiſche Bodencredit, Meimarifche B., nal 7 
* 


B., Antwerpener Centralb., Braunſchw. Hypothekenb., Poſener 1 
Gothaer Grunderedit und Berliner Maklerverein. Für Lübecker B. und 
Kieler B. zeigte ſich Mate re Deſſauer Landesbank war zu herabgeſezter 
Notiz angeboten, Meininger B., Bremer B., Leipziger Creditb., Börſen⸗ 
handelsverein und Deutſche Nationalb. waren ebenfalls billiger erhältlich. 
Napa nn unbelebt. Adler⸗Brauerei, Ahrens Brauerei anziehend. 
Deſſauer und Magdeburger. Gasactien erhöhten die Notirungen. Schering 
Chem. Fabrik beliebt und höher, Leopoldshall ſteigend. Von Montanwerthen 
Phönix B., Bergiſch⸗Märkiſches Bergwerk, Gelſenkirchen, Mechernicher, Don⸗ 
nersmarck, Braunſchweiger Kohlen höher. Rhein⸗Naſſau, Phönix A. und 


Kölner Bergwerk niedriger. 

Um 275 Uhr: Ruhig. Credit 421,—, Lombarden 113,50, Frans 
zoſen 427,—, Reichsbank 152,90, Disc.⸗Commandit 134,—, Laura⸗ 
bütte 67,10, Türken —,—, Italiener 76,25, Oeſterr. Goldrente 65,40, Un⸗ 
gariſche Goldrente 73,25, Oeſterr. Silberrente —,—, do. Papierrente 54,60, 
5% Ruſſen 85,60, Köln⸗Mindener 105,10, Rheiniſche 107,—, Bergiſche 
77,60, Rumänen 29,50, Ruſſiſche Noten 198,25 B., Orient —.—. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silberrent.⸗Cp. 174,00 
bez., do. Eiſenb.⸗Coup. 174, 00 bez., do. Papier in Wien zahlb. min. 
50 Pf. k. Wien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,16 De do. Eiſenb.⸗Prioritäten 
4,155 bez., do. Papier⸗Dollars 4,155 bez., 6% New⸗Jork⸗City — bez., 
Ruſſ. Central⸗Boden min. — . 
k. Pet., Poln. i 
verl. —.— bez., Ruſſ. Zoll 20,54 bez., 22er Ruſſen —,—, Große Ruf). 
Staatsbahn —,— 15 Ruſſ. Boden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener 
Comm. —,— bez., 8% Rumaniſche Div.⸗Sch. p. 78 —,.— bez., Warſchau⸗Teres⸗ 
pol —,— bez., 3% und 5% Lombard min. — Pf. Paris, Diverſe in Paris 
zahlbar min. — Pf. Paris, Holländiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer 
minus — Pf. Paris, Belgiſche minus — Pf. Brüſſel, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 
20,435 bez. 

Berlin, 4. März. [Producten⸗Bericht.] Das Wetter iſt naßkalt 
und durchaus nicht nach Wunſch, aber unſer Markt zeigt keine Neigung, 
ſich von Witterungseinflüſſen leiten zu laſſen und war heute vor allen 
Dingen äußerſt unbelebt. — Für Roggen muß die Haltung eber matt ges 
nannt werden; die flaue Depeſche aus Amſterdam machte Käufer für Ter⸗ 
mine und für Waare zurückhaltend, Verkäufer ſind deswegen aber nicht 
entgegenkommender geworden. — Roggenmehl matt. — Weizen hat ſich gut 
behauptet, der Umſatz iſt freilich recht beſchränkt geblieben. — Hafer loco 
preishaltend. Termine ohne Aenderung. — Rüböl in feſter Haltung, Preiſe 
begünſtigten die Verkäufer ein wenig. — Petroleum ohne weſentliche Aen⸗ 
derung. — Spiritus ſehr ſtill und matt. Nahe Lieferung iſt durch wenig 
erhebliches Angebot etwas im Werthe gedrückt worden. 

Weizen locs 150—188 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
defecter weißer poln. — M. ab Bahn bez., per März — M. bez., per April⸗ 
Mai 177 M. bez., per Mai⸗Juni 180 —181 M. bez., per Juni⸗Juli 18374 
bis 184 M. bez., per Juli⸗Auguſt — M. bez., per September⸗October 18844 
bis 189 M. bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — M. — Roggen 
loco 115—125 M. pro 1000 Kilo nach Qualität 1 ruſſ. 116—118 
M., feiner ruſſiſcher 119% M., inländiſcher 121—125½ M. ab Bahn bez., 

er März — M. bez, per April⸗Mai 123—122½—123 M. bez., per Mais 
an 123—122½—123 M. bez., per Juni⸗Juli 124½ Mark bez., per Juli⸗ 

uguft 126 Mark bez., per September⸗October 128 M. bez. Gekündigt 
1000 Centner. Kündigungspreis 123 M. — Gerſte loco 105—185 Mark 
nach Qualität gefordert. — Mais loco 118—123 M. nach Qualität gefor⸗ 
dert, ungariſcher — M. ab Bahn bez. — Hafer loco 96—135 M. pro 1000 
Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 100 113 M. bez., 
ruſſiſcher 98 —112 Mark bez., pommerſcher 106—114 M. bez., ſchleſiſcher 
110—118 Mark bez., böhmiſcher 110—118 M., feiner weißer pommerſcher 
und mecklenburgiſcher 115—120 M. ab Bahn bez, per we — Mark bez., 
per April⸗Mai 115½ M. Gd., per Mai⸗Juni 118 Mark bez., per Juni⸗ 
Juli 120% Mark bez. Gel. — Cenſner. Kündigungspreis — Mark. — 
Erbſen: Kochwaare 132 bis 190 Mark, Futterwaare 115 bis 131 M. — 
Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 24,50 bis 
23,50 M., Nr. 0 und 1: 23,00 —22,00 M. bez. Roggenmehl pro 100 
Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 19,25—17,75 N. bez., Nr. 0 und 
1: 17,50 bis 16,50 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. O und 1: 
incl. Sad per März 17,25 M. bez., per März⸗April 17,25 M. bez., per 
April⸗Mai 17,35 bez., per Mai⸗Juni 17,50 M. bez., per Juni⸗Juli 
17,65 —17,60 M. bez., per Juli⸗Auguſt 17,75 M. bez., per September: 
October — Mark bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis Mark. — 
Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß — M., ohne Faß 58,2 M. bezz per März 
58,6 Mark bez., er März: April 58,6 M. bez., per April⸗Mai 58,7 M. bez., 
per Mai⸗Juni 59,2 M. Gd., per September⸗October 61,2 M. bez. Gekün⸗ 
digt — Ctr. Kündigungspreis — M. — Leinöl loco 59 M. — Petroleum 
loco per 100 Kilo incl. Faß 21,4 Mark bez., per März 20,7 M. bez., per 
März⸗April 20,6 Mark bez., per April⸗Mai — M. bez., per September: 
October 23,5 M. bez., per a — M. bez. Gekündigt 1000 
Ctr. — Kündigungspreis 20,5 Mark. < 

Spiritus loco ohne Faß 51,4—51,3 M. bez., per März 51 M. bez., per 
März⸗April 51 M. bez., per April⸗Mai 52,3 —52,1 M. bez., per Mai⸗Juni 
52,5—52,2 M. bez., per Juni⸗Juli 53,4—53,1 M. bez., per Juli⸗Auguſt 54,4 
bis 54,1—54,2 Mark bez., per Auguſt⸗September 54,8—54,6 Mark bez. Ges 
kündigt — Liter. Kündigungspreis — Mark. 


r Breslau, 4. März. [Submiſſion auf altes Eiſenbahn⸗ 
Material.] Das Directorium der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſen⸗ 
bahn hatte die in den Werkſtätten angeſammelten abgängigen Materialien 
zum Verkaufe im Wege der öffentlichen Submiſſion geſtellt. Es betheiligten 
ſich Händler aus Berlin, Glogau, Schwiebus und von hier und gaben im 
Verhältniſſe zu den niedrigen Preiſen des neuen Materials 
Gebote ab. Die Höchſtgebote per 100 Kilogramm waren auf die ausge⸗ 
ſchriebenen 4000 Kilogramm Siederohrabfälle 3,51 M., 15,000 Kilogramm 
eiſerne Drehſpähne 3,61 M., 200 Kilogramm kupferne 780 100,57 
Mark, 7000 nn ſtählerne dergleichen 3,61 M., 24,000 Kilogramm 
Schmiedeeiſen 5,21 M., 2500 Kilogramm Eiſenblech 3,24 M., 13,000 
Eiſenguß 5,21 M., 82 Kilogr. Sprungfedern 5,57 M., 100 275 Meſſing 
78,50 M., 3943 Kilogr. Radlörper 3,70 M., 10,000 Kilogr. ſtablerne Ma⸗ 
er e 7,02 M., 25,000 Kilogr. eiſerne Wagenradreifen 7,02 M., 

72 Kilogr. stählerne dergleichen 7,02 M., 820 Kilogr. 1890 erne Roſtſtäbe 
„3570 Klgr. eiſerne Schienenenden 5,31 M., 


derglahen 6,20 M., 1800 Klgr. Federſtahl 8,03 M., 130 Klgr. Feilenſtahl 


f. Paris, do. Papier und verl. min. 75 


Papier u. bel min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ.⸗Engl. En 8 


at hohe 
ilogr. 


gr. able ö 


757 M., 253 Klgr. Gußſtahl 21 
Klgr. Stahlaufläufer 6,27 M 
Klgr. Hartgußherzſtücke 5225 M., 23,186 Klgr. 


1 M., 7545 Klgr. Zinkblech 20 M., 273 
Klgr. Guß blk 
chen 6,56 M. 3743 Klgr. 


Schmiedeeiſen 5,28 M., 22,890 Kg r. Schmelzeiſen 5,53 M., 5981 Klgr. 


Gußeiſen Sejlerer Sorte 5,15 M., 
3,25 M., 202 Klgr. Eiſendraht 6 M., 


2514 Klgr. desgleichen 


e 
1133 Klgr. Eiſenblech 3,21 M., 587 


Klgr. Zink 21,51 M., 870 Klgr. Telegraphen⸗ Armaturen 20 M., 905 Klgr. 
altes Blei 23,01 M. 


Berliner Börse vom 4. März 1879. 


Fonds- und Geld-Course, 


Se 


n 


Deutsche Reichs-Anl.|4 | 96,70 bz Ams “1 2 
Oonsolidirte Anleihe 4½ 105,10 bz r > 

do, do. 1876. 0040 b Tondon 1 Late... = 3 % ”| 20,485 da 
Btaats-Anleihe . . . 4 | 96,50 „ [Paris 100 Fres. . .... 8 T.3 | 81.05 b 
Braats-Schuldscheine 31 0 8 Petersburg 100 SR... . 3 M. 10.50 ba 
Präm.-Anleihe v. 185803 2 150,00 bz Warschau 100 SR, ....| 8 T.] 197,76 bz 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 102.50 bzB Wien 100 Ill. 8 T.141,117450 ba 

Berliner 3161,80 G E 2 M. 4½ 1784 b 
2 Pommersche a 5, — 8 2 
a ER N ea Ducaten 9,61 B Dollars 4,18 @ 
N 10290 8 zover. 20,50 6 Oest. Ban. 174,60 ba 
3 m 8 45 95,50 be . 16,20 bz do. Sibergd — — 
— 0 rials — — uss. n. 195. * 
2 Schlesische 43½ 87,30 8 . 
Lndschaftl. Centrail4 95,0 bz eisenbann-Stamm-Actien. 

ur- u. Neumärk./4 | 97,06 B x 
$ Pommersche . 4 90, @ Divid. prof 1877| 1878 . 
E Posensche 4 | 96,6% bz Aachen-Mastricht. * — 4 16.30 6 
a Preussische 1906,60 bz Berg.-Märkische. .| 3% — 4 | 17,70 bz 
2 \Westfäl. u. Rhein./4 | 9,75 B Berlin-Anbalt er 5 — 1 840 ba 

ächsische ..... 4 97,10 6 erlin-Dresden. — 5 2 
4 — ch 4 | 97,96 B Berlin-Görlitz , 0 0 4 120 bz 
Badische Präm.-Anl, 4 124,40 bz Berlin-Hamburg. . 11½ | — 4 178,5 @ 
Baierische 40% Anleihe 4 123 60 b Berl.-Potsd-Magab| 3½ | — 4 | 7950 ba 
Cöln-Mind.Prümiersch |31/|119,26 bz rn er 7½10 a = an 2 

Sächs. 187603 öhm. Westbahn. 

8 ee Bresl.-Freib. ..... 24 2 18543 tab 
Turh. 40 Thaler-Loose 25300 0 Oöln Minden . . tig] — 2 
Badische 35 Fl. Loose 155,66 bz Dux-Bodenbach.B.| O. 4 | W56 bz@ 
Braunschw. Pröm.-Anleibe 82,20 b2G Gal. Carl-Ludw.-B.| 9% | — 4 | 41,00 bz 
Oldenburger Loose 143,50 bz Halle-Sorau-Gub. 0 — 44 15 50 bz 
— ———— Hannover-Altenb. x 1 5 — — 25 
» 1 Kaschau-Oderberg 44.8 

Hypotheken-Certificate. Kronpr. Rudolfb, | 5 5 5 | 81,60 baG 
ere ar 10 2 a ar reed. % f 210 ba 
ukb Yp. 2 * Märk.- Posener „ 2 
Dan 5 2 T "Di. 27 en a gr rer - — 1 5 — 5 
— e Hyp. 2 ainz-Ludwigsh. — 7,08 bz 
do. do. 3 los b2G Kiederschl. Märk.“ 4 |A 96,75 8 
Künd pr. Cent- Bod, Or. 3 109,25 br Oberschl.A.C.D.E.| 81 | — 1314112450 bz 
Unkürnd, do. (18725 102,60 bz do. B. 89 — 3½ 116,28 bz 
do rückab. à 110% |10°,25 bz Oesterr.-Fr. St.-B. ( — 4 4427,00.26,00 
do. a 3 6 32 wo bs Oest. Nordwestb.| 4,15 7 5 113 — bzG 
MELDEN RE n 86 90 588 Oest.Südb.(Lomb.) 0 4 115 121 
Kin 40 Hh Schad. do, 0 e000 pa Becher b. 1 8 610 4 1 109.40 — 
1 do. \ 2 5 Lu 
By N HELEN Bl5 | 92,99 bis Reichenberg-Pard.] 4 4 Allg 30 50 bsG 
o. do. Pfendbi. 5 | 96,75 b2G Rheinische... ...7 — 4 107,00 bz 
Pomm, u me 8 man 8 40. Lit. B. (40% gar). |4 14 | 94,226 
Goch. Prüm. Pt. I. Em. s 108,0 B F 
ram. 0 5 uman. Eisenbahn 3, 29,0 2 
db: do. II. Em. s 10650 ba Schwei Westbahn, 0 4 | 16,06 bzB 
do. 50/,Pf.rkzlbr.m.1105 | 99,75 bag Stargard Posener 4½ | Allg 70417780 b 
40. 4½ do, do. m. 110 4½ 8c b Thüringer Lit. A. 2½ — 114,50 bz@ 
45 1 1 11090 @ Warschau-Wien, .| 5 — N 173.00 bz 
db E 2 — —.. .. Ne DER 
51 Bodener.- 3 5 100,00 0 Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
4½ 96,50 G 
Berlin-Dresden ..| 0 — 5 15,40 brd 
onde 1 -Ored. 555 u 103, 76 — Berlin-Görliwer..|0 o 5 | 57,75 bz 
eee arschau| 0 0 5 313 8 
Halle-Sorau-Gub. 0 0 2 
Ausländische Fond. Hannover- Altenb. 9 % 5 | 23.00 bz@ 
dert aner. 77 (Hl 11 . 44½] 55,25 bag, Kohlfurt-Balkenb. % % 5 | 18,60 528 
1.144.110.) 65,1 0-55,2 20bz Märkisch -Posener| 41 — 56 89,25 bz 
do. Golgrente. 4 | 6555 bz HMagdeb.-Halberst.] 3½ | 31/4 3½ 78,60 ha@ 
do, Papierrente. . . 44 ½ 54.80 8 do. Lit. C., 5 ⁶ 5 15 108.10 526 
ET e 4% „ 15 ja vee 
0, n 2 Rechte -O. U 3 — 8,50 bz 
Credit-Loose fr. 308,90 bzB 1 8 8 83.69 b 
ee Loose ».. (ulfe, 262.30 daB ee FE 
Bus R as en — Weimar-Gera . % Io 1s —— 
do. Orient-Anl. v. 1 0 5 57, — a S 
d IL O. v. 3 — 2. 
do. Bod.Ored. 5153 74,00 bab ee 11 
P 5 — — 
— er Bee Ob | S178 ba Berl. Kassen-Ver. 0% 890 18805 = 
Poln. Pfndbr. II. Em | 61,50 bzB en. - e 8 = 
Amen. ge pl > 1080 Ir Braunschw. Bank. - = pe ken 
ale Bresl. Disc.-Bank. — A 
Je u Anieine. es [rk Get e a = f 60 5 
45 Coburg. red.-Bn — 8. 
Ital. 5000 en 12 5 102 80 0 Danziger Priv.-Bk.| 0 5¹% 
Atal, Taba ER Darmst. Creditbk.) 64 | — 118,69 bz& 
Raab. „Grazer len kiier 76,25. 626 Parmst. Zetteibk.| 594 51%. 100,:6 E 
ee Anleihe „jr. 125 n  fpeutseie Bank „101 4 880 bea 
46 173.6 do. Reichsbank] 6,29 — 1 1f er 2 
te. . 6 7360 d 5 
d. Loses (A. p. Si)lfr. 150 8 CC A 
-Eisnb.-Anl.|5 7470 B Dise.-Comm.-Anth.) 5 — 164 00 bz 
Bug. 500% St.-Eisn a do. ult. 5 -- 153 0.34725 
do. Schatzanw.. Genossensch.-Bnk, — 30,10 bz& 
6 
6 


GWG ccc 


40. d. I. Abth.|6 105,80 ba 5 18 00 
Schwedische 10 Thir.-Looge — 5 1 1 85 > 550 
Finnische 10 Thlr. -Loose 39,25 B 305 Hakan 8 90. 25 528 
P —— Hamb. Vereins-B. 10% | 79% 121,59 G 

Eisenbahn-Prioritäts-Actien, at, et ie an 9 

2 Ph Ar. Serie IL. 31 e. 155 Lndw.-B.Kwilecki. 0 — 52 0 
* 5. 4 15 100 76 d Leipz. red. Ans. 57% 68 10035 bzB 
2104 Luxemburg. Bank 6¼ | — 169,25 br 

do. Hess: Nerdbehn. 5 104.00 @ 1 dos 56ſt She 185 
9 . n Meininger do. 2 — 73,10 bid 

EEE a Norda. Bank’... Big 8% 4 139,78 6 
a0. Lit g. ale Seren 15 Nordd. Grunder.-B.| 5 — 50.25 bzG 

nt. r. 6 4% . Oberlausitzer Bk.“ 3 4 68,00 G 

rei H. 22 90.80 0 Oest. Cred;-Actien| Big | — 415-2621, 
do. do. 41% 965 Posener Pro. Bank 6½ 4 103.00 6 
er Pr. Bod.-Or.-Aet.-B. 8 | — 73,00 bzG 
40. ven 18160 104,0 8 Pr. Cent-Bod.Crd.| u | — 116,50 bzB 
{ 3 ä 4 5 105.600 
Oöin-MindeulII. Lit. A. 4 | 94,56 bz 1 San Eu 5 2. ag 
45 405 DER 45 * — Weimar, Bank 33,80 b2G 
75 v.la | 9560 bx Wiener Unionsbk.| 31/9 | — 127 0 

Galle, Boran Guben . ah 102,10 bz 
Hanuover-Altenbeken.4½ — — 

Mürkisch-Posener . 100,50 bz Bee an 88 8 40508 

N.-M. Staatsb, I. Ser. 4 96,96 bz Ba Bein zei len 27 0 

20. do, U. Ser.! | 50,50 B Berl; Wechsler-B.| — — fr. —— 

do. do. Obi f v. IL Nie 8 Centralb. f. Genos.— — fr. — — 

e Deutsche Unionsb.| — | — |fr. 2200 8 
Oborschles. 5 EUER 3½% — — Gwb, Schuster u. C.. — — ftr. — — 

40. W Moldauer Lds.-Bk| — — f fr. — — 
do. 8 5 1 19400 6 Ostdeutsche Bank) — — fr.. — — 
1 % 87e 8 Pr. Credit-Anstall — — ftr. — — 
v4 — ner 44% Sächs. Cred.-Bank| — — ffr. 107,5 @ 
an Schl. Vereinsbank — — fr. 63,0 6 
e 4% 100. 28 bz@ N = 
do . 405 101.75 ba Thüringer Bank .| 0 fr. | 78 25 6 
do. von 1869.5 101,50 @ 
de. von un: 943 Fre Industrle-Papiers. 
40. vom 1874. „4110100 8% per Eisenb.-Bd-A.] — | — . 
do. Brieg-Neisse dt] 9,56 % p. Eisenbahnb.- G. 0 — [4 | 720 b 
do. Coe o derbe, cn 4, Reichs u. Co. h 0 — ja | 11,70 bz 
Jas. do. , Märk. Sch. Masch. G 0 — 4 2500 ba 
20. Stargard Poe % 8 Nordd. Gummifab, — 4 | 49.00 b⸗0 
do. do. IL. Em. 4½ — — Westend. Com.-G.— — ftr. 0,0 8 
do, do. Hrn 315 — — 5 
rr 0 Pr.Hyp-Vers-Act.| B — 4 | 8380.26 
Ostpreuss. Südbahn . 4½ 400% & R 8 ä h her, h 
te-Oder-Ufer-B. „413 101,75 B Schles. Feuervers. 28 fr. 878 B 
Bohleew. Eisenbahn 5 7 Donnersmarkhütt. 3 — 4 | 25.90 bz 
hi 155 „Union — 4 425 b 
Dux-Bodenbach . fr, | 66,75 d [Posen nm = 8 — 1 68 926 
do. II. Emission .fr. 59,30 bed Königs- u. Laurah.| 2 — 4 5700 50 
Brag-Dux e .; kr. 229 0 Lauchhammer. 0 — 4 2275 B 
Gal. Carl-Ludw.-Bahnſs | 87,25 bas IAMarienhütte 3 — 4 | 2260 bd 
do: do. neues ‘| — — Cons. Redenhütte. — | — 4 B 
Kaschau-Oderberg . .|3 61,50 bzG Schl. Kohlenwerke| 0 — 4 1925 5720 
Ung. Nordostbahn. . 5 | 59,50 bz Schl’Zinkh.-Actien| 6a — 4 17525 bz 
Ung. Ostbahnn 5 | 55,30.G do. St. Fr.-Act. 6½ | — 4 | 8550 6 
e Sa Pi 11 680 6 Trarnonite, Hergb., 0% — (4½ 41,50 baG 
9 de. II IIS 9215 6 Vorwärtshütte . 0 — 4 5,00 5 
do. d. IV. | 5640 8 . 
ee Sehn 67.40 @, Bre, er ö = „ 
r.-Schl. 8 15 18 60 br Brest. E. Wagenb. 1 8 Fran 35 
Ri: 9 Amar ver. Oelfabr| 5 — 5 
Eronpr. Rudolf, Bahn % 67 10 6 1 n 
Oesterr.-Französische .\3 35.6% bz Görlitz. Eisenb.-B. 4 — 4 647225 d46 

2 do, U..3 30 % KHogm. v Wag. Fabr. 0 — 4 | 20,50 6 

doe. südl, s Staatsbahn 3 244.70 bz 0 -Schl Eisenb.-B.| 0 3 4 31.50 SE 

do. neues 246. 20 bz Schl. Deinen ind. 4 2 4 6570 b 

do, Obligationen |5 80.7 5 ee as Persallanıı: 1. — 4 one 
Bumän, Eiseub.-Oblig.6 81 25 26 1 1 10 2 9˙25 
Warschau-Wien II. . 3 88,25 0 Wuünelnsh. MA. 4.112825 6 

do. III. 45 9.00 8 32 permearzs, 
do IV.. 5 86,0 bz Bank-Discont 4 pot. 
d V. . 5 8260 dag Lombard-Einsfuss b pCt. 
Trieſt, 4. März. Der Sopobambfer „Ettore“ ift heute Nachm. 2% Uhr]? 


mit der offinbifchen Ueberlandpoſt aus Alexandrien hier eingetroffen. 


lberzſtücke 4,78 M., 4728 


ringerer Sorte 


. Galizier 193% 


Tele iſche Depe 
u ar wel: 
Peſt, 4. März. Der Budgetausſchuß der Reichs rathsdelegatlon 


beſchloß in ſeiner heutigen Sitzung dem geſtern von dem Abgeordneten 
Sturm eingebrachten Antrage gemäß, nach langer Debatte die Ueber⸗ 
ſchreitung des 60-Millionen⸗Credites um 41,720,000 Fl. vorbehaltlich 
einer ſpäteren Beſchlußfaſſung über die Ergebniſſe der Schlußrechnung 
nachträglich zu genehmigen. Ferner wurde beſchloſſen, die von der 
Regierung begehrten weiteren 5 Millionen Fl. pro November und 
December 1878 nicht zu bewilligen; der Zuſatzantrag Pirquet's auf 
Bewilligung derſelben war vorher mit 11 gegen 8 Stimmen abge⸗ 
lehnt worden. 

Paris, 4. März. Wie hierher gemeldet wird, verbreiten einige 
auswärtige Blätter die Nachricht von der Abtretung der Inſel Rhodus 
an Frankreich. Von zuverläſſiger Seite wird dieſe Nachricht als jeder 
Begründung entbehrend bezeichnet. 

Paris, 4. März. Die Interpellation des Bonapartiſten Vallée 
bezüglich der Haltung des Finanzminiſters in der Convertirungsfrage, 
wurde heute im Senat nicht eingebracht. Es verlautet, dieſelbe würde 
am Freitag ſtattfinden, Andere meinen, Valle gab die Interpellation 
auf, da er fürchtete, in der Minorität zu bleiben. — Waddington 
empfing Vormittags Induſtrielle des Departements du Nord, welche 
über die induſtrielle Criſis berichteten. Waddington erklärte, er be⸗ 
ſchäftige ſich eingehend mit der Lage der Induſtrie, die ökonomiſche 
Situation in Europa und in der ganzen Welt habe ſich geändert, 
die Regierung wiſſe wohl, daß die Beſchlüſſe bezüglich der Beſſerung 
der wirthſchaftlichen Lage außerordentlich wichtiger Natur ſeien. Die 
Regierung werde beſtrebt ſein, für die Induſtrie und die Arbeiter⸗ 
Bevölkerung Frankreichs Sorge zu tragen. 

San Sebaſtian, 4. März. Bei der Ausfahrt des Prinzen von 
Wales ſcheuten die Pferde und zerbrachen das Vordertheil des Wagens. 
Der Prinz konnte den Wagen ohne Unfall verlaſſen. 

Brüſſel, 4. März. Der Caſſationshof verwarf die Nichtigkeits⸗ 
Beſchwerde Tkints und Fortamps, von denen am 3. December 1878 
erſterer zu 15 Jahren Zuchthaus, letzterer zu 1 Jahr Gefängniß 
durch das Schwurgericht von Brabant verurtheilt worden war. 

London, 4. März. Unterhaus. Simon richtete die Anfrage an 
die Regierung, ob dieſelbe beabſichtige, vor der Anerkennung der Un⸗ 
abhängigkeit Serbiens und Rumäniens die erforderlichen Maßregeln 
zur Ausführung der Artikel 34, 35, 43 und 44 des Berliner Ver⸗ 
trages betreffend die Gleichberechtigung aller Confeſſionen zu verlangen. 
Schatzkanzler Northrote erklärte, daß dies die Abſicht der Regierung ſei. 

Petersburg, 4. März. Der neu ernannte britiſche Botſchafter, 
Lord Dufferin, iſt hier eingetroffen. — Der von hier abberufene 
franzöſiſche Botſchafter Leflö hat das Band des St. Andreasordens 
erhalten. 

Plymouth, 4. März. 
eingetroffen. 


eier Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Frankfurt a. M., März, ai 3 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner ene 20 „ 49. Pariſer Wechſel 81, 07. Wie⸗ 
ner Wechſel 174, 45. Böhmiſche Weſtbahn 145%. Eliſabethbabn 146. 
Franzoſen *) 213%. Lombarden ) 56%. Norpweitbahn 
Silberrente 55½9. Papierrente 54%. Oeſterreich. Goldrente 65%. 
Ungar. Goldrente 73%. Italiener —. Ruſſ. Bodencredit 74%. Ruſſen 
1872 —. Neue ruſſiſche Anleihe 85%. 1860er Looſe 111%. 1864er Looſe 
264, 50. Creditactien “J 210%. Deft. National⸗Bank 684, 00. Darmſtädter 
Bank 119. Meininger Bank 73%. Heſſ. Ludwigsbahn 66% Ungariſche 
Staatslooſe 156, 50. do. Schatzanweiſungen 105%. do. Dftb „Obliga⸗ 
tionen II. 66%. Central⸗Pacific —. Reichsbank 153%. Reichs⸗Anleihe 
96%. II. Orlentanleihe 571. Discont — pCt. Feſt, Crevitactien lebhaft. 
Nach Schluß der Börſe: Creditactien 210%, Franzoſen alli Lom⸗ 
barden —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, Galizier —, 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —. 
*) per medio reſp. per ultimo. 
amburg, 4. März, Nachmittags. [Schluß ourſe.!] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 1 8, Silberrente 55%, Oeſt. Goldrente 65%, Ung. Goldrente 
1 gar Creditactien 210%, 1860er Looſe 112%, Franzoſen 532, Lombarden 
Ial. Rente 7644, Neueſte Ruſſen 85%, Vereinsbank 121%, Lauras 
Kai 66%, Commerzbank 101%, Nordpdeutſche 13814, Anglo⸗ 8055 35, 
tern. Bank 8344, 05%, 


Der Hamburger Poſtdampfer „Sileſia“ ift hier 


merik. de 1885 96%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 1 

. d do. 107%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 77%, Disconto 2 pCt. 
— Sehr fe 

Silber in Barren per Kilogr 149,25 Br., 148, 75 Gd. 

e London lang 20, 38 Br. 20, 32 Gd., London ku 

2 Br., 20, 44 Gd., Amſterdam 167, 80 Br., 167 20 Gd., Wien 173, 2 

B, 171, 2⁵ Gd, Paris 80, 55 Br., 80, 15 Gd., Petersburger Wechſel 
198, 00 Br., 194, 00 Gd. 

Hamburg, 4. März, Nachmitt. ee emarkt.] 9 loco feſt, 
auf Termine ruhig. Roggen loco feſt, auf Termine rubig. Kar en per 
April⸗Mai 180 Br., 179 Gd., per Mai⸗Juni 182 Br., 1817 © oggen 
per April⸗Mai 120 Br., 119 Gb., per Mai⸗Juni 122 Br, 121 G5. Hafer 
deb h Gerſte ſtill. Rüböl ruhig, loco 59, per Mai 59%. Spiritus matt, 
per März 42% Br., per April⸗Mai 42% Br., per Mai⸗Juni 42% Br., 
per Juni⸗Juli 42% Br. Kaffee zubig, Umſatz 1500 Sad. Petroleum matt, 
Standard white loco 9, 40 Br., 9, 20 Gd., per März 9, 10 Gd., per Auguſt⸗ 
December 9, 30 Gd. — Wetter: Schön. 

Liver 081, 4. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 7000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 15,000 B., 
davon 10000 B. amerikaniſche, 5000 B. egyptiſche. 

Kiverpool, 4. März, Nachmittags. [B. aummolle] e 
Umſatz 8000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
. Middl. amerikaniſche März⸗Lieferung 5%, Mai⸗Juni⸗Lieferung 


Nangeſer, 4. März, Na 105 121 Water Armitage 6%, 12r Water 
aylor 7, 20r Water Miche 8 7%, 30r Water Gidlow 8%, 30er Water 
layton 3%, 40r Mule Mayoll 7%, 40r Medio Wilkinſon 9%, 36r Warp: 

cops Qualität Rowland 8%, 40r Double Weſton 9%, 60r Double Weſton 

12%, 4 "ho % , 8Yupfd. 87. — Ruhig. 

Petersburg, 4. März, Rachm. 5 Uhr. Tsblu ßcourſe. Wechsel 

London 3 M. 23¼8, do. Hamburg 3 M. 198, do. Amſterdam 3 

do. Paris 3 M. 241 , Ruſſiſche BI: Anleihe de wir (geſt.) 235, 

do. de 1866 (geft.) 235%, Nuſſ. Anl. de 1873 —, 1877er Ruſſen —, — 

755 Impeérials 8, 45, an Ru 15 Eiſenbabnen 246, 140 odencredit⸗ 
fandbriefe 119%, 1 I. Orient: An leihe — Privatdiscont 47 N 

a Yun Marz, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 62, 50 eizen loco 13, 50. Roggen loco 7, 75. Hafer locs 4, 75. 
Hanf loco —, —. Leinſaat (9 Pud) loco 13, 50. — Wetter: Mild. 

Königsberg, 4. März, Nachm. 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Wei⸗ 
zen unverändert. Roggen behauptet, 55 wee n 2000 Pfund 

Zollgewicht 111, 50, pr. Frühjahr * Mai⸗Juni 112, 00. — Gerſte 

unveränd. Hafer til, de loco 8 Zoll 104, 00, pr. Frühj. 96, 00. 

d. Ale 


Weiße Erben: pr. 2000 neue feinfte Rocppaare 126, 50. 
Spiritus pr. 100 Ltr. 100° pCt. loco 52, 50, pr. Frühjahr 53, 00, pr. Mai⸗ 
Juni 54, 00. Wetter: Thauwetter. 

Danzig, 4. März. [Getreidemarkt.] Meizen weichend. Umſatz 
300 To. Bunter pr. 2000 Pfund Zollgewicht 170, 00, hellbunter 175, 00 
bis 181, 00, hochbunter und glaſig 181, 00 bis 194 „00, zu er "abe 
fallend 150, 00 bis 156, 00, do. be erer 164, 00 bis 3, 00, 
pr. April⸗Mai 180, 00, pr. Mai⸗ Juni 182, 00 Roggen gabi 120pfd. 
loco pr. 2000 Pfund Zollgew. inländiſcher 106,00 bis 108, 00, do. loco ruſ⸗ 
ſiſcher 102,00, per April⸗Mai 115, 00. Große Gerſte per 2000 Pfd. Zoll⸗ 
gewicht 12 20, 60 Hafer pr. 2000 Pfd. Zollgew. loco 119, 00. Spiritus per 
100 Ltr. 100 pCt. locd 51, 00. 

Peſt, 4. März, Vorm. 11 Uhr. ER SON FE] Weizen loco 
ruhig, Termine feſter, 55 Frühjahr 8, 57 Gd., 8, 60 Br. Hafer 
per Frühjahr 5, 42 Gd., 5, 50 Br. — Mais (Banat) per Frühjahr 4, 95 


Gd., 5, 00 Br. — Wetter: Schön. 
Paris, 4. März, Nachm. TBrobuetenmastt] (Schlußberi 0 
il 27, 75, per Mai⸗Juni 28, 


Weizen feſt, per März 27, 50, per Apri 
pr. Mai⸗Auguſt 28, 00. Mehl feit, per März 59, 50, per April 59, 75, 


— 


I per Mais 


= Ausſchuß⸗Sitzüng er: ige 


5 75, per Mai⸗Aug. 61, 00. Räbol ruhig, ver März 83, 2 
per 84, 25, per eg 0 85, 00, per September⸗December 86, 25 
Spiritus ſteigend, per März 56, 00, per Mai⸗Auguſt —, —, per Septbr.⸗ 
December 57, 25. — Wetter: Schön. 

Paris, 4. März, We Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. März 

. 100 Kilgr. 50, 25, Nr. 7/9 pr. März ver 100 Klar. 56, 50. — 85, 50 
Zucker matt, Nr. 3 per 100 Klgr. per März 60, 50, per April 60, 50 
per Mai⸗Auguſt 61, 25. 

Antwerpen, 4. März, Nachmittags. [Getreidemarkt.] 1 8 
bericht.) Weizen behauptet. Roggen feit. 4995 n Gerſte feſt. 

Antwerpen, 4. März, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht Raffinirtes, Type weiß, loco 23 bez., 23% Br., 
si u 1 Br., per September 25 Br., per September⸗December 25½ 

r. — Baiſſe. 

Bremen, 4. März, Nachmittags. Petroleum ruhig. Halgilgickt) 
Standard white loco 8, 95 bez. u. Br., per April 9, 05, per Mai 9, 10, per 
Auguſt⸗December 9, 90 Br. 


Wien, 4. März. [Der Verwaltungsrath der Grevitanftalt] 
hat in der heutigen Sitzung auf Antrag der Direction beſchloſſen, der Gene: 
ralverſammlung vorzuſchlagen, für das Jahr 1878 eine Dividende von 14 
Fl. per Actie zur Vertheilung zu bringen und den Reſervefonds mit 20 pCt. 
des Reingewinnes, das iſt mit 420,000 Fl. zu dotiren, nachdem überdies 
aus den Exträgniſſen ca. 92,000 Fl. an einigen Forderungen der Centrale 
und der Filialen und der durch die Troppauer Agentur erlittene Schaden 
von 305,620 Fl. ge Abſchreibung gelangten. — Die „Neue Freie Preſſe“ 
erfährt über die 1 55 der Creditanſtalt Folgendes: Der geſammte Rein⸗ 
ertrag beträgt 4,104,000 Fl., hieran participiren die Centralanſtalt mit 
3,335,000 Fl. und die Filialen mit 768,000; der Gewinn der Centralanſtalt 
05 an Zinſen der eigenen Effecten 1,479,000 Fl., Vorſchußzinſen 172,000 

r 829,000 Fl., Conto⸗ Correntzinſen 574, 7 Fl., Proviſionen 
FL, Miethszinſen 31,000 Fl., Deviſen 179,000 „Effectengewinn 
229000 l., Gewinn aus Conſortialgeſchäften 427,000 5 


Breslau, 5. März, 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der 
Sefhaftsbertepr i im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem Ans 
gebot Preiſe gut preishaltend. 

Weizen, zu hohe Forderungen A den Umſatz, pr. 100 Kilogr 
18 80 c weißer 14,00 bis 16,60 —17,50 Mark, gelber 13,90—16,00 15 

6,80 . feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
gen, nur zu notirten Preiſen gut derkäuflich, pr. 100 Kilogr. 10,30 


bis 11. bis 11 „80 Mark, 6 Sorte über Notiz bezahlt. 
10 Beide Kama gefragt, pr. 100 Kilogr. 11,50 bis 13,40 Mark, weiße 


180 Safer, 2 5 Aenderung, pr. 100 Kilogr. 9,40 — 10,00 — 10,60 bis 
U 

Mals n in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 10,00—10,50—11,00 Mark. 

Erbſen mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 11, 60—12, 80—14, 0014,80 
Mark, Victoria: 14,80—16, 30—17,50 Mark. 

gun ohne Frage, pr. 100 Kilogr. 15,50 —16,50—18 Mark. 

upinen 185 ee 4 pr. 100 Kilogr. gelbe 7,50 — 7,80 — 8,10 

Mot blaue 7,30—7 

Wicken mehr angeboten, pr. Her Kilogr. 10,40—11,00—11,60 Mark. 


Pro 100 ee netto in N Hana und Pl, 

Schlag⸗Leinſaat 

Winterrahs 25 — 20 88 22 50 

Winterrübſen 24 50 8 2 — 

Sommerrübſen 24 75 23 — 8 = 

Reindotter ----- ++» 20 19 — 
i unverändert, pr. 50 Kilogr. 6, 30—6, 70 Hart 
Leinkuchen behauptet, pr. 50 Kilogr. 8,108,50 Mark. 


Risen amen ſchwacher Umſatz, rother unverändert, pr. 50 Kilogr. 33—36 
bis 40—43 Mark, — weißer ruhig, pr. 50 Kilogr. 39 —50—54—60 Mark, 
85 55 85 über Notiz. 

mathe ruhig, pr. 59 Kilogr. 15,00—18,00—19,50 Mark. 

Me u ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,00 — 26,00 
Mark, Roggen fein 19,00—20,00 Mark, Hausbacken 17, 5018, 50 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 89 Mark, Weizenkleie 7,0--7,50 Mark. 


Heu 2,70—2,90 Mark pr. 50 Kilogr. 
ee 18,00 20,00 Mark vr. Schock à 600 Kilogr. 


H. [Oel⸗Induſtrie Schleſiens.] In dem erſten Viertel dieſes Jahr⸗ 
hunderts war in ae ſowohl der Rapsbau als auch die Production 
und der Bedarf an Oel unbedeutend. Die producirten Den Quanti⸗ 
täten Raps wurden meiſtens verſendet, während man das Oel In größeren 
Theile aus anderen Gegenden Preußens, insbeſondere aus Polen und aus 
Magdeburg, bezog, woſelbſt dieſe nee auf höherer Stufe techniſcher 
Vollkommenheit ſtand, ſo daß häufig das Oel, welches namentlich in Pom⸗ 
mern und Brandenburg aus dem ſchleſiſchen Raps . worden, nach 
Schleſien bezogen wurde und hier gute Rechnung gab. — Eigentliche Oel⸗ 
müblen befanden ſich damals in Schleſien nicht, nur eine namhafte Zahl 
kleinerer Landwirthe beſtrebte ſich, mit den allereinfachſten Apparaten Oel 
aus Oelſaaten zu gewinnen, doch auch nur dann, wenn ihnen die Preiſe 
des Oeles vortbeilbaft erſchienen. Gegen das Jahr 1827 wurde die erſte 
Rapsölmühle in Schleſien mit hydrauliſcher Hela * und befanden 
ſich 1851 in der Provinz etwa 25 Ru e Oelmühlen mit 50 Preſſen der 
erwähnten Art, welche 400,000 Scheffe m erg und daraus 
100,000 Etr. Oel im Bertbe von 1 Million Thaler und 200,000 Ctr. Raps⸗ 
kuchen im Werthe von 200,000 Thaler fabricirt haben. 1852 bat ſich da⸗ 
gegen die Zahl derſelben um 7 vergrößert, auch ſind ältere Anlagen er⸗ 
weitert und vervollkommnet worden, Der verſtärkte Betrieb derſelben in 
Schleſien war 1855 Veranlaſſung, daß mehrere große Anlagen neu errichtet 
wurden. — Später, namentlich 1857, war der Betrieb zwar unlohnender, 
weil theils die Speculation ſich diefes Artikels bemächtigt, theils die Er⸗ 
e der Ernten mit den derzeitigen Oelpreiſen nicht in Einklang zu 

ringen war, ſodann aber bot auch der Mangel an Waſſer den betreffenden 
Etabliſſements manche Hinderniſſe. Neue Anla 3 traten deshalb ſpärlicher 
ins Leben, doch vergrößerten ſich dieſelben 1865 t nur ſehr erheblich in 
ihrem Betriebe, ſondern es traten auch wieder ehe elne Etabliſſements hinzu, 
fo daß mit Abſchluß des Jahres 1872 in Schleſien 44 Oelfabriken und 
15 Oelmühlen im Betriebe waren, die indeß bis gegenwärtig nach und nach 
ji bis auf 32 verringerten. — Wenn auch ſeit Entdeckung des Petroleums 
Rüböl als ein dem Siechthum verfallener Artikel bezeichnet ward, fo hat 
daſſelbe doch N einen e e latz 15 Nee ten gewußt, 
indem der Conſum keine Einſchränkungen erfuhr, die Beppe e und Eiſen⸗ 
52912 unausgeſetzt Whale engen Seeliger Oele bedürfen. — In 
den letzten Jahren war die Nachfrage Che eine ſo große, und der Export 
nach Süddeutſchland, der Schweiz und Elſaß⸗Lothringen ein ſo rieſenbafter, 
wie ſie in den Annalen dieſer Branche 215 nie verzeichnet ſtanden. 


Meteorologiſche 1 ngen auf der königl. Univerfitätd- 
Sternwarte zu Breslau. 


Man 4., 5. Mache 2 U. Abends 1 U. Morgens 5 U. 
Luftwärm .. 193 + 0,1 —, 08 2 
Sue . 33940 92845 3344,24 
5 n 27764 2,0] 1,95 
Dunſtſättigung 91 pCt. 100 pCt. 100 pCt. 
Waud ersteren . 0. NW. 0. NW. 1. 
Wette. SE a bedeckt. Schnee. ( Schnee. 


Breslau, 5. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 14 Em. U.⸗P. — 


— — —T— p ëñP̃ 
Verein „Breslauer Preſſe“. 


den 5. März c., Abends 8 uhr: (3360 
Zusammenkunft bei Ch. Hansen. Schweidnitzerſtraße 16.18. 


N BVerg⸗ 
und Hüttenmänniſcher Verein. 


den 7. März 1879, Nachmittags 5 ade: 
jütte, Hotel Nubuſcher⸗ 18491 


„ Hönig’s Klinik f 
fir EEE ee. ion Eine Partie Giga rren, 
Breslau, Gartenstrasse 4 Eine P einer 60 Mark⸗Sorte, ver⸗ 
faufaich à Mille 37 M. 50 Pf. 500 Stück 
Als geübte Putzmacherin ſende poſtfrei. Ich kann dieſe 19 
empfiehlt ſich in und außer 9185 Haufe als ſehr gut empfehlen. [3066] 
Ida Drücke, Stockgaſſe 28, 2. Et. A. Gonsehior, Weidenſtr. 22. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Frledrich f in Breslau. 


Königs 


